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Berücksichtigung verkehrs- und bautechnischer 
Emissionen und Immissionen in Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen 
Die Ermittlung und Beurteilung schifffahrtsbedingter Immissionen durch Lärm und Luft-
schadstoffe ist ein wesentlicher Teil der im Zuge der Planung von Aus- und Neubauvorhaben 
von Bundeswasserstraßen durchzuführenden Umweltverträglichkeitsuntersuchungen. Als 
Hilfestellung für den Planer stehen die Empfehlungen für die Durchführung schalltechnischer 
Untersuchungen als Teil der wasserbaulichen Planung des BMVBS und die Anleitung zur 
Berechnung der Luftschallausbreitung an Bundeswasserstraßen (ABSAW) sowie zur Ermitt-
lung der schifffahrtsbedingten Luftschadstoffbelastung an Wasserstraßen (LUWAS) zur Ver-
fügung. Das Kolloquium gab einen Überblick über die genannten Planungshilfen, die aktuelle 
Gesetzeslage sowie über neuere Entwicklungen und Untersuchungen schiffsbedingter Emis-
sionen an Binnen- und Seewasserstraßen. Darüber hinaus wurden aktuelle Fragen zu schiff-











Rechtlicher Rahmen zur Beurteilung von  






Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG, 2009) hat den Zweck, „... Menschen, Tiere 
und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelt-
einwirkungen vorzubeugen“. Es stellt seit 1974 den rechtlichen Rahmen zur Beurteilung von 
Emissionen und Immissionen u. a. aus genehmigungsbedürftigen Anlagen und aus dem Be-
trieb von öffentlichen Straßen, dazu zählen auch die Wasserstraßen. Schädliche Umweltein-
wirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind „... Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-
rungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen.“ 
Immissionen lassen sich vorrangig dadurch begrenzen, dass Emissionen begrenzt werden. 
Das BImSchG und die Richtlinien der Europäischen Union stellen Anforderungen an die 
Verursacher von schädlichen Umwelteinwirkungen wie technische Großanlagen, Sportplätze, 
Kraftfahrzeuge, aber auch alltägliche Gegenstände wie z. B. Rasenmäher.  
Beim Bau einer Anlage ist nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbin-
dung mit dem jeweiligen Landes-Immissionsschutzgesetz (LImSchG) der Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen und damit auch vor Gesundheitsgefahren zu gewährleisten. Als 
Anlagen sind hierbei alle ortsfesten Einrichtungen wie Fabriken, Gewerbebetriebe, Lagerhal-
len oder mit dem Boden fest verbundene technische Aggregate zu nennen. Anlagen, die auf-
grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebes in besonderem Maße geeignet sind, schädli-
che Umwelteinwirkungen hervorzurufen, bedürfen neben der baurechtlichen einer besonde-
ren immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Eine Liste dieser „genehmigungsbedürftigen 
Anlagen“ enthält die Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (4. BImSchV, 2009). 
Im vorliegenden Text wird ein Einblick in die entsprechenden Vorgaben für die aktuell 
hauptsächlich diskutierten Umwelteinwirkungen Luftverunreinigungen, Geräusche, Licht und 
Strahlen gegeben. Der Schwerpunkt wird hier auf das Schutzziel ‚menschliche Gesundheit’ 
gelegt. Anstatt den in Fachkreisen üblichen Begriffen werden im Folgenden für Luftverunrei-











 2 Schadstoffe 
Im September 1996 verabschiedete der Rat der Europäischen Union die Rahmenrichtlinie 
96/62/EG über die Beurteilung und die Kontrolle der Luftqualität. Zu dieser Rahmenrichtlinie 
gehören sogenannte Tochterrichtlinien, in denen u. a. Grenzwerte und Alarmschwellen mit 
Stichtagen für die Gültigkeit als Luftqualitätsstandards für verschiedene Schadstoffe definiert 
sind. Mit der Festlegung dieser Luftqualitätsziele sollen schädliche Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt insgesamt vermieden, verhütet oder verringert wer-
den. Ziel ist die Erhaltung guter Luftqualität bzw. die Verbesserung der Luftqualität.  
Die Umsetzung der Europäischen Richtlinien in deutsches Recht wird durch das Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) geregelt. Im BImSchG wird der Rahmen für Maßnah-
men zur Minderung von Luftverunreinigungen gesetzt, welcher durch Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriften ausgefüllt wird. Die Umsetzung der Luftqualitätsstandards für 
Schadstoffe aus den EU-Richtlinien erfolgte in der 22. BImSchV (2007) und der 
33. BImSchV (2004). 
Die Verwaltungsvorschrift TA Luft (2002) beinhaltet neben den Grenzwerten der 
22. BImSchV, von denen exemplarisch die aktuell wichtigsten in der Tabelle 1 aufgeführt 
sind, noch weitere Grenzwertfestsetzungen, Definition von Irrelevanzkriterien und Regelun-
gen über Bewertungsverfahren.  
Tabelle 1 
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Mit der neuen EU-Richtlinie 2008/50/EG vom 21. Mai 2008 wurden die o. g. EU-Rahmen-
richtlinie und deren Tochterrichtlinien 1 bis 3 zusammengefasst. Die Umsetzung dieser EU-
Richtlinie in deutsches Recht steht noch aus, sie muss bis 11. Juni 2010 vollzogen werden. 
Die neue Luftqualitätsrichtlinie soll durch eine entsprechende Anpassung des BImSchG so-
wie durch eine neue Rechtsverordnung (39. BImSchV) in deutsches Recht umgesetzt werden. 
Erstmals werden Luftqualitätsstandards für die besonders gesundheitsschädlichen Feinstäube 
PM2,5 eingeführt. Bis 2015 soll erreicht werden, dass die PM2,5-Konzentration den Wert von 
20 µg/m³ im Jahresmittel nicht mehr überschreitet. In ihrem gesamten Hoheitsgebiet müssen 
die EU-Mitgliedstaaten einen PM2,5-Grenzwert von 25 µg/m³ einhalten, der verbindlich ab 









Außerdem wird den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zur Beantragung einer Fristverlängerung 
für die Einhaltung einiger Grenzwerte unter bestimmten Randbedingungen eingeräumt. Neu 
sind in der EU-Richtlinie auch Regelungen für den Umgang mit Emissionen aus natürlichen 
Quellen. Danach gelten Schadstoffkonzentrationen, die oberhalb der Grenzwerte liegen, dann 
nicht als Grenzwertüberschreitungen, wenn die Überschreitungen durch Emissionen aus na-
türlichen Quellen verursacht worden sind.  
Interessant für zuständige Behörden sind z. B. die Bestimmungen zur Festlegung des Stand-
orts von Probenahmestellen. Probenahmestellen (Messpunkte) sind u. a. so zu wählen, dass 
die Luftproben für die Luftqualität eines Straßenabschnitts von nicht weniger als 100 m Län-
ge und für Industriegebiete von nicht weniger als 250 m × 250 m repräsentativ sind. In der 
Richtlinie werden auch Orte definiert, an denen eine Beurteilung der Einhaltung der Grenz-
werte zum Schutz der menschlichen Gesundheit nicht vorgenommen werden muss (u. a. auf 
Fahrbahnen und Industriegeländen). 
 
3 Lärm 
Im Gegensatz zu den Schadstoffen gibt es nach BImSchG für Lärm unterschiedliche Grenz- 
und Richtwerte je nach Lärmart bzw. Lärmverursacher. Von Bedeutung sind insbesondere 
der Verkehrslärm, der Lärm von gewerblichen und industriellen Anlagen, der Lärm von Sport 
und Freizeitanlagen. Für den Lärm anderer Schallquellen existieren gesonderte Regelungen. 
Beim Bau oder einer wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen sowie von Schienen-
wegen ist der Lärm nach der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV, 2006) zu ermit-
teln und zu bewerten. Eine Änderung ist wesentlich, wenn die Straße um mindestens einen 
durchgehenden Fahrstreifen, der Schienenweg um mindestens ein durchgehendes Gleis bau-
lich erweitert wird oder der von der Straße bzw. Schiene ausgehende Lärm um mindestens 
3 dB(A) erhöht wird oder der von der Straße bzw. Schiene ausgehende Lärm dazu beiträgt, 
dass die Pegel 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht überschreiten. 
Die 16. BImSchV nennt zur Beurteilung des Verkehrslärms Grenzwerte von Schallpegeln 
(siehe Tabelle 2), deren Höhe getrennt für den Tag und die Nacht von der Nutzung des Ge-
bietes abhängt. Die Grenzwerte für die Lärmpegel sind im Gegensatz zu den Luftschadstoffen 
abhängig von der Gebietseinstufung. Diese ist nutzungsabhängig, sie ergibt sich aus den Fest-
setzungen in Bebauungsplänen. Liegt kein Bebauungsplan vor, sind die Anlagen entspre-
chend ihrer Schutzbedürftigkeit zu beurteilen. Wird die zu schützende Nutzung nur am Tage 
oder nur in der Nacht ausgeübt, so ist nur der Immissionsgrenzwert für diesen Zeitraum an-
zuwenden. Den höchsten Schutz genießen Krankenhäuser, Schulen u. ä., den geringsten Ge-
werbegebiete. 
Für genehmigungspflichtige Anlagen gilt die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(TA Lärm). Wie bei der 16. BImSchV sind die jeweils einzuhaltenden Immissionsrichtwerte 
nach dem Schutzanspruch der Nachbarschaft gestaffelt. Der Schutzanspruch eines Immissi-
onsortes ergibt sich z. B. durch Ausweisungen in einem Bebauungsplan oder Flächennut-
zungsplan. Die in der Tabelle 3 gemäß TA Lärm angegebenen Immissionsrichtwerte gelten 










 Tabelle 2 
Immissionsgrenzwerte in dB(A) nach der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) in Abhän-
gigkeit von der Gebietseinstufung 
Immissionsgrenzwerte in dB(A) 
Gebietseinstufung tags 
(6:00 – 22:00 Uhr) 
nachts 
(22:00 – 6:00 Uhr) 
Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime 57 47 
Reine Wohngebiete (WR),  
Allgemeine Wohngebiete (WA),  
Kleinsiedlungsgebiete (WS) 
59 49 












(6:00 – 22:00 Uhr) 
Immissionsrichtwert 
nachts  
(22:00 – 6:00 Uhr) 
Industriegebiete 70 dB(A) 70 dB(A) 
Gewerbegebiete 65 dB(A) 50 dB(A) 
Kern-, Dorf- und Mischgebiete 60 dB(A) 45 dB(A) 
Allgemeine Wohngebiete 55 dB(A) 40 dB(A) 
Reine Wohngebiete 50 dB(A) 35 dB(A) 
Kurgebiete, Krankenhäuser und Pflege-
anstalten 
45 dB(A) 35 dB(A) 
 
Neben diesen Regularien gibt es weitere Beurteilungsgrundlagen abhängig vom Objekt. Für 
die Errichtung und den Betrieb von Sportanlagen ist die Sportanlagenlärmschutzverordnung 
(18. BImSchV, 2006) heranzuziehen (Ausnahme Bayern). Bei der Bauleitplanung gibt die 
Norm DIN 18005 (2002) Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschutzes im Städtebau. 
Sie enthält schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung, deren Einhal-
tung oder Unterschreitung wünschenswert ist, um die mit der Eigenart des betreffenden Bau-
gebietes verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen. 
 
4 Licht 
Künstliche Beleuchtung wird in unserer Gesellschaft in vielfältiger Weise genutzt. Oftmals 
bleibt die Lichteinwirkung dabei nicht auf den gewünschten Bereich beschränkt. Dann kann 
es zur Belästigung der Nachbarschaft und zu Beschwerden wegen Lichtimmissionen kom-
men. 
Bisher gibt es für die Beurteilung von Lichtimmissionen keine gesetzlich vorgegebenen 
Grenzwerte. Beurteilt wird nach den Vorgaben der „Hinweise zur Messung und Beurteilung 









Am zu betrachtenden Immissionsort – als Immissionsort gelten Fenster im Wohnbereich, 
insbesondere des Schlafzimmers, aber auch des Wohnzimmers, und Begrenzungsflächen der 
an den Wohnbereich angrenzenden Terrasse oder des Balkons – sind zwei Beurteilungsgrö-
ßen zu erfassen: die Raumaufhellung durch von außen einfallendes Licht und die Blendung 
durch Leuchten im Blickfeld eines Beobachters. 
Die physikalische Größe zur Beschreibung der Raumaufhellung ist die Beleuchtungsstärke E, 
gemessen in Lux (lx). Die Blendwirkung wird durch einen sogenannten Proportionalitätsfak-
tor k festgelegt, der sich aus der Leuchtdichte L der zu betrachtenden Leuchte, der Leucht-
dichte der Umgebung und geometrischen Abmessungen berechnet. In Tabelle 4 sind Richt-
werte für die Beurteilung von Raumaufhellung (Beleuchtungsstärke E) und Blendung (Pro-
portionalitätsfaktor k) dargestellt. 
Durch planungsrechtliche Vorgaben an Außenbeleuchtungsanlagen (wie maximale Masten-
höhe, Leuchtmittel usw.) kann frühzeitig Problemen begegnet werden. 
 
Tabelle 4 
Immissionsrichtwerte zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen (LAI, 2000) 
Immissionsort 
(Gebietsart nach BauNVO) 
Beleuchtungsstärke E  
in lx 
Proportionalitätsfaktor k 
 6:00 – 22:00 
Uhr 
22:00 – 6:00 
Uhr 
6:00 – 20:00 
Uhr 
20:00 – 22:00 
Uhr 
22:00 – 6:00 
Uhr 
Kurgebiete, Krankenhäuser 1 1 32 32 32 
Wohngebiete,  
Erholungsgebiete 
3 1 96 64 32 
Dorfgebiete, Mischgebiete 5 1 160 160 32 
Gewerbegebiete,  
Industriegebiete 
15 5 - - 160 
 
5 Strahlung 
Die Auswirkung elektromagnetischer Strahlung auf den Menschen ist in Deutschland durch 
die 26. BImSchV (1996) geregelt. Dort sind Grenzwerte für elektromagnetische Felder fest-
gelegt (Tabelle 5). Betroffen sind stationäre Anlagen im Nieder- und Hochfrequenzbereich, 
beispielsweise Hochspannungsleitungen, Umspannwerke, Radio- und Fernsehsender, Mobil-
funkbasisstationen, Radaranlagen etc. Die Grenzwerte müssen stets dort eingehalten werden, 
wo sich Personen „nicht nur vorübergehend“ aufhalten, also insbesondere in Gebäuden oder 
auf Grundstücken, die Wohnzwecken dienen, auf Spielplätzen, in Kindergärten und Schulen, 
Krankenhäusern, Kleingärten etc. Entscheidend ist dabei insbesondere die bauplanungsrecht-
liche Einordnung des Grundstückes oder des Gebäudes, es kommt also nicht darauf an, dass 
sich auf dem betreffenden Grundstück Personen tatsächlich längerfristig aufhalten, sondern 
darauf, ob es für einen längerfristigen Aufenthalt bestimmt ist. 
In der Praxis sind Grenzwertüberschreitungen selten. Die Betreiber von Anlagen, die von der 
o. g. Verordnung erfasst sind, müssen vor ihrer Inbetriebnahme den Nachweis erbringen, dass 
die Grenzwerte eingehalten sind. Der Nachweis kann durch Messung an der Anlage erfolgen, 
aber auch durch die Berechnung der Abstrahlung oder durch einen Vergleich mit einer be-










 Die Messung oder Berechnung elektromagnetischer Strahlung ist für den gesamten Fre-
quenzbereich von 0 Hz bis 300 GHz möglich und auch verlangt. Beispiel für sehr niedrige 
Frequenzen sind Bahnstromanlagen (16,7 Hz) und Hochspannungsanlagen und Umspann-
werke (50 Hz). Im höheren Frequenzbereich folgen Lang- Mittel- und Kurzwellensender, 
Fernsehsender und Mobilfunksendeanlagen. Im Höchstfrequenzbereich (Mikrowellenbereich) 
sind insbesondere Radaranlagen relevant, da diese mit sehr großen Leistungen arbeiten. 
 
Tabelle 5 
Grenzwerte der 26. BImSchV (1996) für elektromagnetische Feldstärken 
Hochfrequenzanlagen 
Effektivwert der Feldstärke, 
quadratisch gemittelt 
über 6-Minuten-Intervalle Frequenz (f) 
in Megahertz (MHz) 
Elektrische Feldstärke 
in Volt pro Meter (V/m) 
Magnetische Feldstärke 
in Ampere pro Meter (A/m) 
10 - 400 27,5 0,073 
400 - 2.000 1,375 √f 0,0037 √f 
2.000 - 300.000 61 0,16 
Niederfrequenzanlagen 
Effektivwert der elektrischen Feldstärke 
und magnetischen Flussdichte Frequenz (f) 
in Megahertz (MHz) Elektrische Feldstärke 
in Kilovolt pro Meter (kV/m) 
Magnetische Flussdichte 
in Microtesla (myT) 
50-Hz-Felder 5 100 




BauNVO: Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), die durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist. 
BImSchG (2009): Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. August 2009 (BGBl. I S. 2723) geändert worden ist. 
4. BImSchV (2009): Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes, Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1997 (BGBl. I S. 504), die zuletzt durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2723) geändert worden ist. 
16. BImSchV (2006): Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes, Verkehrslärmschutzverordnung vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), 










18. BImSchV (2006): Achtzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Sportanlagenlärmschutzverordnung - 18. BImSchV) vom 18. Juli 
1991 (BGBl. I S. 1588, 1790), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 
2006 (BGBl. I S. 324) geändert worden ist. 
22. BImSchV (2007): Zweiundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, Verordnung über Immissionswerte für Schadstoffe in der 
Luft vom 11. September 2002 (BGBl. I S. 3626), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S. 241).  
24. BImSchV (1997): Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung - 24. 
BImSchV) vom 4. Februar 1997 (BGBl. I S. 172, 1253), die durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 23. September 1997 (BGBl. I S. 2329) geändert worden ist. 
26. BImSchV (2007): Sechundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, Verordnung über elektromagnetische Felder vom 16. De-
zember 1996 (BGBl. I S. 1966).  
33. BImSchV (2004): Dreiunddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Verminderung von Sommersmog, Ver-
sauerung und Nährstoffeinträgen) vom 13. Juli 2004 (BGBl. I S. 1612). 
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Verfahren zur Bewertung in der Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung an Bundeswasserstraßen – 






Aus- und Neubauvorhaben von und an Bundeswasserstraßen (BWaStr.) bedürfen der vorhe-
rigen Planfeststellung durch die Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde (zuständige Was-
ser- und Schifffahrtsdirektion). Im Rahmen der Planfeststellung sind öffentliche und private 
Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit zu berücksichtigen (§ 14 ff., WaStrG). Zur 
Berücksichtigung der Umweltbelange sind entsprechend § 2 Abs. (1) UVPG die entsprechen-
den Schutzgüter hinsichtlich ihrer unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen auf ein Vor-
haben zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten.  
Die Rahmenbedingungen für eine ökologische Bewertung ergeben sich kurz gefasst aus den 
Anforderungen des UVPG, des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (FFH-RL), des Fachbeitrages Artenschutz sowie der Wasserrahmen-
Richtlinie (WRRL). 
Im Folgenden wird zusammenfassend auf die im Rahmen einer UVU durchzuführende öko-
logische Bewertung, insbesondere unter Bezug auf die Teilaspekte Emissionen und Immissi-
onen bei den Schutzgütern Mensch (menschliche Gesundheit, Lärm) und Luft (Luftschadstof-
fe) eingegangen. Grundlage hierzu ist zum einen die Empfehlung für die Durchführung 
schalltechnischer Untersuchungen (MAI 2006) und zum anderen die TA Luft sowie der Öko-
base®-Umweltatlas (2005). 
 
2 Der Leitfaden zur UVP an Bundeswasserstraßen 
Unter Federführung der BfG wurde der Leitfaden zur Umweltverträglichkeitsprüfung an 
Bundeswasserstraßen (SOMMER et al. 2007) erarbeitet. Er ist Bestandteil des Umwelthand-
buchs des BMVBS (BMVBS 2007) und unterteilt in:  
1. Allgemeiner Teil  
(Rechtsgrundlagen, Begriffsbestimmungen, grundsätzliche Verfahrensfragen) 
 
2. Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
> Vorbereitung und Erarbeitung der Unterlagen des TdV (§6 UVPG) 












Anlage 1 Grundsätzlicher Verfahrensablauf - DIN A 3 
Anlage 2 Arbeitshilfen zur Festlegung des Untersuchungsumfangs 
 2a. Unterlagen zur Vorklärung des Untersuchungsumfangs 
  2b. Aufstellung der §-5-Unterlage zur Festlegung des voraussichtlichen Unter-
suchungsumfangs von UVU, FFH-VU sowie des Fachbeitrags Artenschutz und 
zur Berücksichtigung der Bewirtschaftungsziele nach WHG 
Anlage 3 Prüfungsmethoden und Orientierungswerte in der Umweltverträglichkeitsun-
tersuchung 
Anlage 4 Bewertungsverfahren in der Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) an 
Bundeswasserstraßen 
 
Die Anlagen 3 und 4 werden gerade an die neuesten wissenschaftlichen und rechtlichen Er-
fordernisse und Erkenntnisse angepasst. Details und weiterführende Inhalte können auf den 
im Literaturverzeichnis angegebenen Download-Seiten abgerufen werden. 
 
2.1 Methodische Grundlagen der ökologischen Bewertung 
Aufgabe und Gegenstand der UVP (§2 UVPG) umfasst die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens auf 
> Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die bio-
logische Vielfalt, 
> Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
> Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
> die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 
 
Das heißt, in den Unterlagen des Vorhabensträgers (§6 UVPG) sind die zu erwartenden ent-
scheidungserheblichen Umweltauswirkungen jeweils für die einzelnen Schutzgüter zu bewer-
ten. Der Feststellung jedoch, ob eine Auswirkung erheblich nachteilig ist, liegt eine fachliche 
Bewertung durch den UVU-Gutachter zugrunde, die als wesentliche Grundlage der juristi-
schen Bewertung (§12 UVPG) die Aufgabe hat, die erheblich nachteiligen Auswirkungen 
Schutzgut bezogen zu identifizieren und sie von allen anderen Auswirkungen, seien sie uner-
heblich nachteilig, neutral oder positiv, abzugrenzen. 
Die Methode des Bewertungsverfahrens in der Umweltverträglichkeitsprüfung (Anlage 4 in 
SOMMER et al. 2007, in Aktualisierung) weist hierbei folgende Grundsätze auf: 
Die Wertstufen werden mittels einer 5-stufigen ordinalen Skala definiert: 
  Wertstufe 1: sehr geringe Wertigkeit 
  Wertstufe 2: geringe Wertigkeit 
  Wertstufe 3: mittlere Wertigkeit 
  Wertstufe 4: hohe Wertigkeit 
  Wertstufe 5: sehr hohe Wertigkeit 
 
Für jedes Schutzgut wird in der UVU/UVS ein Vergleich der Wertstufen vom sog. Ist-
Zustand (vor Beginn der Baumaßnahme) zum sog. Prognose-Zustand (nach Fertigstellung der 










Im Einzelnen sind das folgende Schritte: 
> Ermittlung/Beschreibung des Ist- Zustandes  
> Bewertung des Ist-Zustandes  
> Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen des Vorhabens  
> Bewertung des Prognose-Zustandes 
> Betrachtung von Wechselwirkungen 
 
Mittels einer Matrix wird dann der Veränderungsgrad dargestellt und zugeordnet (Wert-
stufenzuordnung von Ist- zu Prognose-Zustand (Tabelle 1). 
 
Tabelle 1 
Matrix zur Ermittlung des Veränderungsgrades (Beispiel) 
 Ist-Zustand 
 1 2   3   4   5 
1 0 0 - 1 - 3 - 4 
2 1 0 - 1 - 2 - 4 
3 2 1 0 - 1 - 3 















5 4 4 4 2   0 
 
Entsprechend der fünfstufigen Bewertung von Ist- und Prognose-Zustand und der Möglich-
keit einer positiven bzw. negativen Veränderung, ergeben sich für den Veränderungsgrad 
neun Rangstufen (Tabelle 2). 
 
Tabelle 2 
Definitionen des Veränderungsgrades 





























Der Veränderungsgrad wird anschließend mit der Dauer und der räumlichen Ausdehnung der 
Auswirkung verknüpft, um zu einer Bewertung der Erheblichkeit zu kommen. Dieser Erheb-
lichkeitsgrad wird anhand der folgenden Klassifizierung definiert: 
> erheblich nachteilig 
> unerheblich nachteilig 
> weder nachteilig noch vorteilhaft 
> unerheblich vorteilhaft 
> erheblich vorteilhaft 
 
Ob es sich um nachteilige oder vorteilhafte Auswirkungen handelt, ergibt sich aus dem ge-
bietsbezogenen Zielsystem. Welches Gewicht den Komponenten Veränderungsgrad, Dauer 
der Auswirkung und räumliche Ausdehnung der Auswirkung zugemessen wird, entscheidet 










 2.2 Bewertungsrahmen Mensch - Lärm 
Der Bewertungsrahmen zum Schutzgut Mensch – hier Lärm – basiert auf den Empfehlungen 
für schalltechnische Untersuchungen (MAI 2006). Diese Grundlage zur Erfassung schall- 
bzw. lärmtechnischer Untersuchungen wurde bereits in vielen Umweltverträglichkeitsstudien 
erfolgreich angewendet, z. B. an Mosel, Neckar und Main, am Nord-Ostsee-Kanal, beim 
Neubau der 5. Schleuse Brunsbüttel und für die Anpassung der Seezufahrt des Hafens Wis-
mar. 
Die wesentlichen Einflussfaktoren auf die Bewertung des „Schutzgutes“ Lärm sind 
(A) die bauliche Nutzung der zu bewertenden Fläche 
 Hier ist maßgeblich die Einteilung gemäß der Festlegung im jeweiligen Bebau-
ungs- und/oder Flächennutzungsplan entsprechend der geltenden Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO). Es wird hierbei in der grundsätzlichen Wertigkeit unterschie-
den in 
> reines Wohngebiet (WR), allgemeines Wohngebiet (WA) sowie Kur-/Klinik-  
   gebiete und 
 > Mischgebiete (MI), Dorfgebiete (MD), Kerngebiete (MK) oder Gewerbegebiete  
   (GE). 
Erstere weisen eine höhere Wertigkeit mit einer deutlichen Differenz von 2 Wert-




(B) das Über-/Unterschreiten der nach DIN 18005 bzw. 16. BImSchV vorgege-
bener Beurteilungspegel um mehr als 3 dB(A): 
 > Das Unterschreiten der Beurteilungspegel um 3 dB(A) erhöht die Wertstufe 
   um 1 Stufe (Tabelle 3) 
> Das Überschreiten der Beurteilungspegel um 3 dB(A) vermindert die Wertstufe  
   um 1 Stufe (Tabelle 3). 
 
 
2.3 Bewertungsrahmen Luftschadstoffe 
Der Bewertungsrahmen zum Schutzgut Luft orientiert sich im Wesentlichen an den Anforde-
rungen und Kenngrößen der TA Luft und den Inhalten aus dem Ökobase®-Umweltatlas 
(2005). 
Im Folgenden werden beispielhaft die sog. bewertungsrelevanten Luftschadstoffe benannt, 
die insbesondere im Rahmen von Ausbauvorhaben an Bundeswasserstraßen entscheidungsre-
levant sind. Dieses sind 
> Schwefeldioxid (SO2) 
> Stickoxide (NOx) 
> Benzol (C6H6) 
> Kohlenmonoxid (CO) 
> Ruß (C)  










Bewertungsrahmen für das Schutzgut Mensch/Lärm (Wertstufenzuordnung, Bewertungskriterien, 






























Unterschreiten der gebietsspezifischen Tag- 
und Nachtwerte um mind. 3 dB(A) 
oder Einhaltung der gebietsspezifischen Tag- 
und Nachtwerte 
/ / / / 
4 
Hoch 
Überschreiten der gebietsspezifischen Tag-
werte um max. 3 dB(A)  
und  
Einhaltung oder Unterschreitung der Nacht-
werte 
Unterschreiten der gebietsspezifischen 
Tag- und Nachtwerte um mind. 3 dB(A)  
oder 





Alle übrigen Flächen dieser Gebietseinheit bei 
ausgeprägten lärmbedingten Vorbelastungen 
Überschreiten der gebietsspezifischen 
Tagwerte um max. 3 dB(A) 
und 





schen Tag- und 
Nachtwerte um 
mind. 3 dB(A) oder
Einhaltung der 
gebietsspezifi-





Alle übrigen Flächen dieser Gebietseinheit 















/ / / / / 









Der Bewertung liegt zunächst die Ermittlung einer Teilwertstufe für jeden zu betrachtenden 
Luftschadstoff zugrunde. Anschließend wird unter Einbezug aller Wertungen für die betrach-
teten Luftschadstoffkomponenten eine sog. Gesamtwertstufe festgelegt und als schlechteste 
der Teilwertstufen bestimmt. 










 > Immissions-Jahreswert (IJW): 
Jahresmittelwert der Luftschadstoffkonzentration (gebildet aus Stundenmittelwerten) 
> Immissions-Tageswert (ITW): 
Anzahl der Tage mit Überschreitung des Konzentrationswertes für 24-stündige Immis-
sionseinwirkung  
> Immissions-Stundenwert (ISW): 
Anzahl der Stunden mit Überschreitung des Konzentrationswertes für 1-stündige Immis-
sionseinwirkung 
 
Die Grenzwerte für die (Teil-) Wertstufen des Bewertungsverfahrens im Rahmen von Um-
weltverträglichkeitsuntersuchungen basieren auf nachfolgenden Kriterien: 
> Festlegung der Grenzwerte für IJW, ITW, ISW in Abhängigkeit vom betrachteten 
Luftschadstoff 
> Festlegung der Immissionsgrenzwerte für die Wertstufen durch Transformationsfunk-
tionen 
> Eckdaten der Transformationsfunktionen 
 
In dem Ökobase®-Umweltatlas (2005) finden sich u. a. Wert- und Konzentrationsangaben zu 
sog. emittentenfreien Regionen, die eine Basis für die höchste Wertstufe 5 im Bewertungs-
rahmen darstellen (Tabelle 4). 
Die TA Luft gibt lediglich maximale Grenzwerte vor, bei deren Überschreitung praktisch 
Handlungsbedarf besteht. Daher wurden diese Grenzwerte der schlechtesten Wertstufe 1 
zugrunde gelegt (Tabelle 5). 
Daraus ergeben sich nachstehende 5 Wertstufen: 
> Wertstufe 5 (sehr geringe Belastung = sehr hohe Wertigkeit)  
Hinsichtlich der Schadstoffkonzentration optimale Situation, z. B. Schadstoffkon-
zentration in ländlich geprägten, emittentenfernen Regionen. 
> Mittlere Wertstufen (Wertstufe 2, 3 und 4) 
Ermittlung durch lineare Interpolation zwischen Wertstufe 5 und 1. 
> Wertstufe 1 (sehr hohe Belastung = sehr geringe Wertigkeit)  
In Bezug auf einen Schadstoff dann erreicht, wenn die in der TA Luft bzw.  
der 22. BImSchV genannten Immissionswerte überschritten werden. 
 
In den Tabellen 4 und 5 ist am Beispiel von Schwefeldioxid (SO2) die (Teil-) Wertstufenfest-
legung der Wertstufe 5 bzw. der Wertstufe 1 dargestellt. Tabelle 6 zeigt die sich durch Inter-
polation ergebenden Werte. 
In Tabelle 4 sind für die Wertstufe 5 die Immissionsgrenzwerte nach Ökobase®-Umweltatlas 
(2005) für Schwefeldioxid mit entsprechender Zuordnung der zulässigen Konzentrationen, 
des angewendeten Mittelungszeitraumes sowie die für diese zulässigen Überschreitungshäu-
figkeiten im Jahr dargestellt. Zusätzlich wird unterschieden in „Mensch“ und „Ökosystem“. 

















häufigkeit im Jahr 
Schwefeldioxid (SO2) < 6 (Mensch) 











*) Rechnerische Ermittlung über Verhältnis von Jahreswert zu Tages- bzw. Stundenwert der TA Luft  
(SOMMER et al. 2007, Anlage 4, in Aktualisierung) 
 
Tabelle 5 






häufigkeit im Jahr 














Ebenfalls am Beispiel Schwefeldioxid (SO2) werden in Tabelle 6 im Detail die Teilwertstufen 
1 - 5 den Bewertungskriterien Jahres-, Tages- und Stundenkonzentrationen in µg/m³ zuge-
ordnet, wobei die Wertstufen 2, 3 und 4 hier interpoliert sind. 
 
Tabelle 6 













Teilwertstufe 1 > 50 (Mensch) 





Teilwertstufe 2 > 35 (Mensch) 





Teilwertstufe 3 > 21 (Mensch) 





Teilwertstufe 4 > 6 (Mensch) 





Teilwertstufe 5 < 6 (Mensch) 















 3 Zusammenfassung  
Die Einordnung und ökologische Bewertung des Schutzgutes Mensch (Lärmemissionen und  
-immissionen) sowie des Schutzgutes Luft (Luftschadstoffemissionen und -immissionen) am 
Beispiel von  Schwefeldioxid (SO2) bei Aus- und Neubauvorhaben der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung werden mit den jeweiligen Bewertungsrahmen vorgestellt. 
Die Bewertungsrahmen sind als Anlage 4 Bewertungsverfahren in der Umweltverträglich-
keitsuntersuchung (UVU) an Bundeswasserstraßen Teil des Leitfadens zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung an Bundeswasserstraßen (SOMMER et al. 2007). Zurzeit werden diese einer 
Aktualisierung unterzogen und sind auf den entsprechenden Webseiten voraussichtlich Ende 
des Jahres 2010 verfügbar. 
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Möglichkeiten der messtechnischen Erfassung  






Die Entwicklung von extrem hohen Wirkungsgraden von Verbrennungsmotoren hat im Zu-
sammenspiel mit der Verwendung von preiswerten, qualitativ minderwertigen Kraftstoffen zu 
deutlich erhöhten Emissionen von Stickoxiden (NOx), Schwefeloxiden (SOx) und Feinstaub 
geführt. Daher haben die Internationale Maritime Organisation (IMO) und verschiedene nati-
onale und lokale Verwaltungen Konzepte zur Verhütung und Bekämpfung der Luftver-
schmutzung durch Schiffe erarbeitet. 
Der Germanische Lloyd (GL) ist mit seinem Labor für Emissionsmesstechnik und chemische 
Analysen in der Lage, durch seine mobilen Analysegeräte auf Motorprüfständen und an Bord 
von Schiffen die Einhaltung der Emissionsgesetzgebung durch messtechnische Ermittlung 
der Abgasemissionen zu überwachen. 
 
2 Germanischer Lloyd: Labor für Emissionsmesstechnik und 
   chemische Analysen 
Der GL betreibt ein nach ISO 17025 vom DAKKS akkreditiertes Prüflabor sowie eine In-
spektionsstelle, welche geeignet sind, Messungen der Gas- und Partikelemissionen von Moto-
ren auf Prüfständen und an Bord von Schiffen durchzuführen. Die mobilen Messgeräte er-
möglichen die Durchführung der notwendigen Messungen überall vor Ort. Hierbei können 
Messungen nach folgenden Regularien durchgeführt werden: 
> IMO MARPOL NOx Technical Code 
> RVIR Richtlinie 16 
> Schwedische maritime Regularien 
> 97/68/EG für Diesel Motoren (off-road Anwendungen) 
> Norwegische NOx-Steuer 
> US-EPA 
2.1 Messung gasförmiger Emissionen 
Die Analysegeräte des GL ermöglichen eine Untersuchung folgender gasförmiger Kompo-
nenten: 
> Stickoxide (NOx) 










 > Kohlenmonoxid (CO) 
> Kohlendioxid (CO2) 
> Sauerstoff (O2) 
> Kohlenwasserstoffe (HC) 
2.2 Messung partikelförmiger Emissionen 
Partikelförmige Emissionen von Verbrennungskraftmaschinen können im Labor für Emissi-





> Organische und anorganische Bestandteile 
2.3 Chemische Analysen 
Der GL ist in der Lage die partikelförmigen Emissionen auf seine chemischen Bestandteile zu 
analysieren: 
> Ionenchromatographie: Sulfate, Ammoniak, etc. 
> Atomabsorptionsspektrometrie: Nickel, Vanadium, Calzium etc. 
> Rußanalyse: elementarer and organischer Kohlenstoff 
 
3 Emissionsgrenzwerte für Stickoxide (NOx) in der Seeschifffahrt 
Die Internationale Maritime Organisation (IMO) hat mit Wirkung vom 1. Januar 2000 Grenz-
werte für die gasförmigen Emissionen von Dieselmotoren in der Seeschifffahrt eingeführt. Im 
Internationalen Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe 
(MARPOL) sind im Anhang 6 die Emissionen von Stickoxiden (NOx) und Schwefeldioxiden 
(SO2) beschränkt. Die Emissionsgrenzwerte für Stickoxide gelten für alle Dieselmotoren an 
Bord von Schiffen mit einer Leistung von mehr als 130 kW. Der Grenzwert ist eine Funktion 
der Motordrehzahl und ist momentan (bei kleinen Drehzahlen) auf 17 g/kWh beschränkt  
(siehe Abb. 1). 
 









In der Revision von 2008 des Anhanges 6 des Internationalen Übereinkommen zur Verhü-
tung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (MARPOL) sind diese Grenzwerte weiter ver-
schärft worden (siehe Abb. 1). In der zweiten Stufe (Tier II) ist eine Verringerung der Stick-
oxidemissionen um ca. 20 % gegenüber dem jetzigen Grenzwert gefordert. Dieser Grenzwert 
gilt für Neubauten ab dem 1. Juli 2010. Nach dieser Revision des Abkommens gilt erstmals 
kein Bestandsschutz. Denn Schiffe, deren Kiellegungsdatum zwischen dem 1. Januar 1990 
und dem 1. Januar 2000 lag, müssen unter bestimmten Vorraussetzungen durch Nachrüstun-
gen die Grenzwerte für Stickoxide nach der Stufe 1 (Tier I) erfüllen (siehe Revised MARPOL 
Annex VI). Die dritte Stufe (Tier III) der Emissionsgrenzwerte für Stickoxide tritt ab dem  
1. Januar 2016 in Kraft und gilt für Neubauten in ausgezeichneten Emissionsschutzgebieten 
(ECAs). 
Die verschieden Stufen der Emissionsgrenzwerte für Stickoxide sind in Tabelle 1 dargestellt. 
 
Tabelle 1 








4 Messtechnische Erfassung von schiffserzeugten Emissionen 
Der GL ist in der Lage, mit mobilem Messgeräten an nahezu beliebigen Orten Emissionsmes-
sungen auszuführen. Die Vielzahl der Einsatzorte stellt gehobene Ansprüche an die Mess-
technik: 
> leichte Transportierbarkeit 
> Gewicht 
> einfacher Aufbau 
> Wartungsfreundlichkeit 
4.1 Gasförmige Emissionen 
Zur Ermittlung von gasförmigen Emissionen setzt der GL eine modular aufgebaute Messaus-
rüstung ein, welche im Einzelnen aus folgenden Geräten besteht: 
> Nichtdispersiver Infrarot Sensor (NDIR) zur Ermittlung von SO2, CO, CO2 
> Flammenionisationsdetektor (HFID) zur Ermittlung von Kohlenwasserstoffen (HC) 
> Chemolumineszenzdetektor (HCLD) zur Ermittlung von NOx 




> Beheizte Probennahme 
> Kalibriergase 
> Datenerfassung 
80% Verringerung zu Tier I. Anwendbar in regionalen Emissions-Überwachungsgebieten (ECAs).
Abgasnachbehandlung. Außerhalb der ECAs sind die Tier II Grenzwerte bindend. 
Tier III
Ungefähr minus 2.5 g/kWh ( -15% bis - 22%) Verringerung im Vergleich mit Tier I.
(erreichbar durch innere motorische Maßnahmen)
Tier II










 Der Aufbau einer Messausrüstung ist in Abb. 2 dargestellt. 
 
 
Abb. 2: Messgerät zur Ermittlung gasförmiger Emissionen von Dieselmotoren 
 
Der GL ist in der Lage, die Daten direkt vor Ort auszuwerten, so dass der Motorenhersteller 
sofort im Anschluss an die Messung der Stickoxidemissionen die Motorparameter anpassen 
kann, um unter Umständen den Kraftstoffverbrauch zu verringern, ohne dass die Emissionen 















4.2 Partikelförmige Emissionen 
Zur Ermittlung von partikelförmigen Emissionen von Schiffsdieselmotoren setzt der GL ein 
gravimetrisches Verfahren ein. Partikelmasse umfasst alle festen und flüssigen Bestandteile 
der Abgase, die auf Filtern nach Abkühlung auf eine Temperatur unter 52 °C durch Verdün-
nen mit partikelfreier Luft gesammelt werden. Mit dieser Methode wird das Verhalten des 
Abgases außerhalb des Schornsteins simuliert. 
Das Abgas des Schiffsdieselmotors wird definiert mit konditionierter Verdünnungsluft ge-
mischt und anschließend über Filter geleitet. Durch eine gravimetrische Auswertung lässt 
sich so die Partikelmasse im Abgas bestimmen. Die Messvorschriften sind in der ISO 8178 
beschrieben. In Abb. 4 ist der Verdünnungstunnel zur gravimetrischen Ermittlung partikel-
förmiger Emissionen dargestellt. 
 
 
Abb. 4: Messgerät zur Ermittlung partikelförmiger Emissionen von Dieselmotoren 
 
In Abb. 5 sind beispielhafte Ergebnisse einer Probennahme von Partikelmasse dargestellt. 
Hinzuweisen gilt es hier auf den Umstand, dass ein besonders dunkler Filter nicht gleichbe-
deutend mit einer hohen Partikelmasse ist. Die Ursache hierfür ist die Abscheidung von 
Schwefelverbindungen auf dem Filtermaterial (siehe auch KUROK 2008). 










 5 Ausblick: Monitoring-Systeme an Bord von Schiffen 
Unter Umständen kann es sich in der Zukunft als nützlich erweisen, die gasförmigen Emissi-
onen von Dieselmotoren direkt und kontinuierlich im Betrieb zu messen und zu überwachen 
(Monitoring). Gründe hierfür können folgende sein: 
> Anforderungen an die Abgasqualität nach Tier III kann nur durch Sekundär-
maßnahmen (z.B. katalytische Reduktion) erreicht werden. 
> Flexible Anpassung der Motorparameter und Bauteile an aktuelle Randbedin-
gungen (Kraftstoffkosten, Slow-Steaming) 
 
Neben den Analysegeräten für die Abgasemission müssen bei dieser direkten Überwachung 
auch Umgebungs- und Motorparameter sowie die Schiffsposition mit Hilfe eines Emissions-




Abb. 6: Direkte Überwachung von Emissionen an Bord von Schiffen (Monitoring) 
 
Der GL bietet an, für die Abgasanalysatoren ein Baumusterzertifikat auszustellen. Hierfür 
wird das Messgerät auf seine grundsätzliche Eignung nach den gängigen Vorschriften über-
prüft und seine Eignung nach den Anforderungen der Klassifikationsgesellschaften kontrol-
liert (siehe Abb. 7). 
 
Der GL hat im Zuge eines Pilotprojektes die generelle Eignung von Analysegeräten zur di-
rekten Überwachung gasförmiger Emissionen auf einem Containerschiff (93750 BRZ) unter 

















KUROK, C.: Partikelminderung durch Schwefelgrenzwerte, Schiff & Hafen, Vol. 9, Septem-
ber 2008 
ISO 8178-1: Reciprocating internal combustion engines – Part 1: Test-bed measurement of 
gaseous and particulate emissions. 
MARPOL 73/78 Annex VI and NOx Technical Code: Internationale Maritime Organisation, 
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In der Schifffahrt ist der Funk, also die Aussendung und der Empfang elektromagnetischer 
Wellen, zum Zwecke der Kommunikation und der Navigation selbstverständlich und unent-
behrlich geworden. Er leistet einen entscheidenden Beitrag für eine sichere und problemarme 
Schifffahrt. Funkanlagen für die Schifffahrt stehen an Bord und an Land und verursachen 
zwangsläufig einen Anteil an der Gesamtemission elektromagnetischer Strahlung in die Um-
welt. 
Aus verständlichen Gründen kann das Telefon-Festnetz von der Schifffahrt nicht genutzt 
werden. Daher nutzt sie den öffentlichen Mobilfunk (Global System Mobile, GSM) intensiv 
sowohl für die Sprach- als auch für die Datenkommunikation (Telefax und Internet). Darüber 
hinaus werden auch die Möglichkeiten des Wireless LAN, sofern vorhanden, genutzt. 
In diesem Vortrag werden alle schifffahrtsrelevanten Funkdienste an Bord und an Land auf-
gezeigt, ihre Betriebsfrequenzbereiche und Emissionsbeiträge dargestellt und die von ihnen 




2 Übersicht über die Wasserstraßen des Bundes 
Die linienförmigen Verkehrsflächen der Wasserstraßen des Bundes (vgl. Abb. 1) lassen hohe 
Konzentrationen von Bordfunkstellen gar nicht erst aufkommen, weil Schiffe aus Sicher-
heitsgründen genügend Abstand zueinander halten müssen. Lediglich an den Liegstellen oder 
in Häfen treten gelegentlich höhere Konzentrationen auf. 
 
Mit etwa 200 Schiffen pro Tag in Oberwesel und etwa 500 Schiffen pro Tag in Nijmegen 
besitzt der Rhein die höchste Verkehrsdichte (vgl. Abb. 2). Da Schiffsfunkanlagen nur wäh-
rend eines Funkgespräches senden und in der übrigen Zeit nur empfangen, lässt die Verkehrs-























Abb. 2: Güterverkehrsdichte auf den Hauptschifffahrtsstraßen des Bundes  
(Quelle: BMVBW, Bonn, 2002) 
Ca. 200 Schiffe/Tag 










 3 Funkdienste in Verbindung mit der Schifffahrt  
3.1 Funkanlagen an Land 
3.1.1 Landradaranlagen 
Die WSV betreibt an den Seeschifffahrtsstraßen: Deutsche Bucht und Ostsee, Unterläufe und 
Mündungen von Ems, Weser, Jade, Elbe, Trave und Warnow sowie am Nord-Ostsee-Kanal 
(NOK) etwa 40 VTS-Radaranlagen zur Beobachtung des Schiffsverkehrs (vgl. Abb. 3).  
Sie sind rund um die Uhr in Betrieb. 
 
Abb. 3: Landradaranlagen an den Seeschifffahrtsstraßen des Bundes  
 
An Binnenschifffahrtstraßen gibt es zur Zeit nur die vier VTS-Radarstationen zur Verkehrs-













3.1.2 Landstationen des Schifffahrtsfunks 
Für die Kommunikation zwischen Schiffen und der WSV (Schleusen, Revierzentralen) ge-
währleistet ein Netzwerk von Funkanlagen des Nautischen Informationsfunks (NIF) eine 
lückenlose Funkbedeckung der Bundeswasserstraßen (vgl. Abb. 5). 
 
3.1.3 DGPS-Korrekturdatensender 
Die WSV betreibt sieben DGPS-Korrekturdatensender zur Erhöhung der Genauigkeit und 
Prüfung der Integrität des Satelliten-Navigationssystems GPS (www.wsv.de/fvt/dgps/index.html): 
> für die Seeschifffahrtsstraßen: 
 Helgoland 
 Groß Mohrdorf 
 Zeven 




 Bad Abbach 
 
Diese Sender arbeiten mit Frequenzen auf Mittelwelle im Dauerbetrieb. 
 










 3.1.4 AIS-Basisstationen 
AIS-Basisstationen and Land erlauben das Aufspüren, Lokalisieren und Identifizieren von 
Schiffen, die mit maritimen oder Inland-AIS-Geräten ausgerüstet sind und sich im Erfas-
sungsbereich des AIS-Netzwerkes aufhalten. Diese Geräte sind Transponder, die auf einem 
oder zwei Kanälen des Binnenschifffahrtsfunks (AIS1 und AIS2) empfangen und gelegent-
lich senden. Zur Zeit betreibt die WSV ein maritimes AIS-Netzwerk an der Küste, ein Inland-
AIS-Netzwerk an den Engstellen der Weser und ein Erprobungsnetzwerk am Rhein. 
 
3.1.5 WLAN „hot spots“ 
WLAN „hot spots“ sind die Gegenstellen für die WLAN-Kommunikation mit portablen oder 
mobilen Geräten. Auf Grund ihrer geringen Reichweite können sie nur an Warte- und Liege-
stellen sowie in Häfen genutzt werden und bieten der Schifffahrt die Möglichkeit, eine 
schnelle Verbindung zum Internet aufzubauen. Es gibt von privaten Betreibern einige, spe-
ziell für die Schifffahrt eingerichtete, kostenlose „hot spots“. In der WSV laufen zur Zeit 
Versuche über die Nutzbarkeit des WLAN-Verfahrens. 
 
3.2 Funkanlagen an Bord 
Auf Grund der enormen Bedeutung des Funks für die Sicherheit in der Schifffahrt gehören 
Kommunikationsfunkanlagen für die Verkehrskreise Schiff-Schiff (K10) und Schiff-Land 
(Nautischer Informationsfunk NIF) zur Pflichtausrüstung der Berufsschifffahrt. Auch Navi-
gationsradaranlagen gehören zur Pflichtausrüstung, wenn das Schiff die Teilnahme an der 
Radarfahrt (Fahrt bei unsichtigem Wetter) beansprucht (RheinSchPV). 
Demnächst werden an Bord von Binnenschiffen Inland AIS-Geräte hinzukommen, die zu-
nächst für einen Teil der Schiffe und nach und nach wahrscheinlich sogar für alle Schiffe zur 
Pflichtausrüstung werden dürften. 
 
Im Rahmen eines Pilotprojektes werden zur Zeit an der Weser Schiffe über 75 m Länge mit 
Inland-AIS-Geräten ausgestattet. Die Selbstwahrschau über Funk wird somit ergänzt um die 
Visualisierung der navigatorischen Daten der übrigen Verkehrsteilnehmer (Identität, Position, 
Fahrtrichtung, Geschwindigkeit) auf elektronischen Flusskarten (Inland ECDIS). 
 
Für Seeschiffe ab 300 BRT besteht schon seit Jahren eine Ausrüstungspflicht mit maritimen 
AIS-Geräten. 
 
Kommunikationsfunkgeräte sind ständig empfangsbereit und senden nur während eines Mel-
devorgangs oder einer Absprache mit einem anderen Verkehrsteilnehmer. 
Navigationsempfänger wie DGPS-Positionssensoren und DGPS-Kompasse sind reine Emp-
fänger. 
AIS-Transponder senden periodisch Daten in kurzen Zeitschlitzen aus und befinden sich an-
sonsten im Empfangsbetrieb.  
Da es gute Gründe gibt, Radargeräte auch während der visuellen Navigation zu nutzen, ist auf 










4 Nichtionisierende elektromagnetische Felder und ionisierende 
   Strahlung 
Angesichts der immer wieder aufflammenden Diskussionen über mögliche Gesundheitsge-
fahren elektromagnetischer Strahlung ist es wichtig, Strahlung mit nicht ionisierender Wir-
kung und Strahlung mit ionisierender Wirkung auseinanderzuhalten. 
Elektromagnetische Strahlen mit Frequenzen oberhalb etwa 10 000 THz (10·1018 Hz, Wellen-
längen unter 30 nm) besitzen ionisierende Wirkungen und können Erbgut verändern.  
Die Betriebsfrequenzen der in der Schifffahrt benutzten Funkdienste (vgl. Tabelle 1 und 
Abb. 7) liegen weit unterhalb der vorgenannten Grenze und haben daher definitiv keine ioni-




Betriebsfrequenzbereiche der Schifffahrtsfunk-Dienste  
Funkdienst Betriebsfrequenzbereich 
DGPS-Korrekturdatendienst 283,5 bis 315 kHz 
Schiff/Schiff, NIF, AIS 156 bis 165 MHz (VHF-Band) 
GSM 900 MHz / 1800 MHz 
WLAN 2,4 GHz 
Seeradar 2,9 bis 3,1 GHz (10-cm) und 9,3 bis 9,5 GHz (3-cm) 
Flussradar 9,3 bis 9,5 GHz (3-cm-Band) 












Abb. 7: Lage der Schifffahrtsfunk-Frequenzen im Spektrum elektromagnetischer Wellen 
 
 
5 Biologische Wirkungen elektromagnetischer Felder 
5.1 Einflussgrößen 
Art und Ausmaß der biologischen Wirkung elektromagnetischer Felder auf Organismen hän-
gen von folgenden Faktoren ab: 
> Art des Feldes (magnetisch oder elektrisch) 
> Feldstärke (Leistungsflussdichte) 
> Zeitlicher Verlauf des Feldes (Frequenz und Modulation) 
> Abstand von der Strahlungsquelle  
> Dauer des Aufenthaltes 
 
5.2 Frequenzabhängigkeit 
Grundsätzlich wird unterschieden zwischen thermischen und athermischen Wirkungen.  
Obwohl seit Jahren immer wieder Berichte über athermische Wirkungen hochfrequenter Aus-
sendungen veröffentlicht und diskutiert werden, gehen die zu Grunde liegenden Standards 
nach wie vor davon aus, dass die Energie hochfrequenter Felder über 1 MHz keine nennens-
werten athermischen Wirkungen verursacht, sondern vom Körper absorbiert und in Wärme 
umgewandelt wird (thermische Wirkung). 
Der einzige für die Schifffahrt genutzte Funkdienst mit Betriebsfrequenzen unterhalb von 
1 MHz ist der DGNSS-Korrekturdatendienst auf Mittelwelle (283,5 bis 315 kHz).  









6 Die Leistungsflussdichte als Maß für die Intensität  
   elektromagnetischer Felder 
Wie der Name schon sagt, ist die Leistungsflussdichte ein Maß für die spezifische Leistung 
pro Flächeneinheit der bestrahlten Fläche und errechnet sich aus dem Produkt der elektri-
schen und der magnetischen Feldstärke. Die vorgenannte Beziehung trifft nur im Fernfeld zu, 
also in Entfernungen von der Sendeantenne von mehr als 3 λ (λ = Wellenlänge = c/f). 
Im Nahfeld werden die elektrische und die magnetische Feldstärke separat ermittelt. 
 
 
Während die elektromagnetischen Feldstärken reziprok zur Entfernung von der Sendeantenne 
abnehmen, nimmt die Leistungsflussdichte reziprok zum Quadrat der Entfernung ab. 
 
Abb. 9: Entfernungsabhängigkeit der Feldstärke und der Leistungsflussdichte 
 
















































 7 Die Spezifische Absorptionsrate SAR des menschlichen Körpers 
Die Grenzwerte der Leistungsflussdichte orientieren sich an der Spezifischen Absorptionsrate 
SAR, die aussagt, wie viel Watt Leistung pro kg ein Körper ohne eine unzulässig hohe Er-
wärmung absorbieren kann. Die Einheit der SAR ist W/kg. 
Der Basisgrenzwert der Ganzkörper-SAR für die Allgemeinbevölkerung einschließlich  
sensibler Gruppen liegt bei  
 
   GK-SAR = 0,08 W/kg.  
 
Höhere Werte sind für Teilkörper (10 g) gestattet:  
 
   K-SAR = 2 W/kg. 
 
Beide vorgenannte SAR-Werte sind über einen Zeitraum von 6 Minuten zu mitteln, der sich 
aus der thermischen Zeitkonstante des Körpers ergibt. 
 
8 Normen und Grenzwerte 
8.1 Internationale und nationale Referenzstandards  
Internationale Grenzwerte-Standards: 
CENELEC:    ENV 50166-2 Human Exposure to electromagnetic fields 
   High frequency (10 kHz to 3000 GHz) 
IEEE:    IEEE Standard for Safety levels with Respect to Human 
    Exposure to Radio Frequency Electromagnetical Fields, 
    3 kHz to 100 GHz 
Nationale Grenzwerte-Standards: 
DIN VDE 0848 Teil 1: Grundnorm zur Messung und Berechnung 
DIN VDE 0848 Teil 2: Sicherheit in elektromagnetischen Feldern, Schutz von Personen  
                                      im Frequenzbereich 30 kHz bis 300 GHz , zur Zeit zurückgezogen  
26. BImSchV:  Verordnung über elektromagnetische Felder vom 16. Dezember 1996 
 
Die vorgenannten Normen enthalten jeweils zwei nach unterschiedlicher Zielsetzung festge-
legte Grenzwerte. Der eine Grenzwert, festgelegt unter dem Gefährdungsaspekt, schließt eine 
Gefährdung aus, wenn die auftretenden Werte unterhalb dieser Grenze liegen. Der zweite 
Grenzwert wird unter dem Aspekt der Vorsorge festgelegt und liegt im Allgemeinen niedri-
ger als der vorgenannte Grenzwert.  
 
8.2 Grenzwerte, die eine Gefährdung ausschließen 
Die als ungefährlich betrachteten Grenzwerte der Leistungsflussdichte werden in Betriebs-









8.3 Grenzwerte unter dem Aspekt der Vorsorge 
Die Vorsorge-Grenzwerte der Leistungsflussdichte liegen im Allgemeinen um Faktor 10 
niedriger als die eine Gefährdung ausschließenden Grenzwerte. Wenn in unmittelbarer Um-
gebung einer Funkanlage die Vorsorge-Grenzwerte überschritten werden könnten, wird durch 
geeignete Maßnahmen (Umzäunung, Abschirmung) sichergestellt, dass im öffentlich zugäng-
lichen Bereich die Vorsorge-Grenzwerte nicht überschritten werden. Alle Funkstationen der 
WSV werden im Rahmen einer EMVU-Prüfung geprüft und erhalten eine EMVU-Standort-
bescheinigung nach §12 FTEG, gegebenenfalls mit Auflagen der vorgenannten Art. 
 
8.4 Grenzwerte in Zahlen 
Nachfolgend sind die aus der 26. BImSchV entnommenen Grenzwerte für Hochfrequenzan-
lagen (vgl. Tabelle 2) und die sich daraus ergebenden Leistungsflussdichten für die verschie-
denen Funkdienste der Schifffahrt (vgl. Tabelle 3) dargestellt. 
 
Tabelle 2 
Grenzwerte der elektromagnetischen Feldstärke (aus der 26. BImSchV) 
Effektivwert der Feldstärke, 
quadratisch gemittelt über 6-Minuten-Intervalle 
Frequenz 
in Megahertz (MHz) 
Elektrische Feldstärke  
in Volt pro Meter (V/m) 
Magnetische Feldstärke 
in Ampere pro Meter (A/m) 
10 - 400 27,5 0,073 
400 - 2.000 1,375√f 0,0037√f 




Aus Tabelle 2 ermittelte Grenzwerte der Leistungsflussdichte 
Dienst Betriebsfrequenz Gemittelter 
Effektivwert S  
in W/m² 
Effektivwert während 
des Sendepulses S^  
in W/m² 
Schifffahrtsfunk, AIS um 155 MHz 2,00 nicht relevant 
GSM 900 / 1800 MHz 4,56 / 8,12 keine Werte verfügbar 
WLAN 2,4 GHz 9,76 keine Werte verfügbar 
Flussradar *) 9,4 GHz 9,76 9994 
 
*) Die Effektivwerte der Feldstärken während des Sendeimpulses von Pulsradaren dürfen maximal  
um Faktor 32 höher sein als die o. g. gemittelten Werte, die Leistungsflussdichte darf um den Faktor  











 9 Auftretende Leistungsflussdichten an Bord von Binnenschiffen 
9.1 Die Leistungsflussdichte in der Umgebung einer Flussradaranlage 
Repräsentative Technische Daten einer Flussradaranlage (ETSI EN 302194): 
> Antennenöffnung:   2,1 m lang, 12 cm breit (A = 0,25 m²) 
> Betriebsfrequenz:   9.400 MHz 
> Sendeleistung:    4 kW 
> Sendeimpulsdauer:   a) 50 ns,  b) 150 ns,  c) 600 ns 
> Pulswiederholfrequenz:  a) 3000 Hz,  b) 2000 Hz,  c) 1000 Hz 
> Mittlere Sendeleistung Pm:  a) 0,6 W,  b) 1,2 W,  c) 2,4 W 
 
Die tatsächlich auftretende Leistungsflussdichte St unmittelbar vor der Antenne (mit der An-
nahme, dass an der Antennenöffnung die maximale Leistungsflussdichte etwa doppelt so 
groß ist wie die mittlere) beträgt: 
> St = 2·Pm/A 
> Sta) = 4,8 W/m²; Stb) = 9,6 W/m²; Stc) = 19,2 W/m² 
 
Diese Situation kann auf dem Schiff nicht vorkommen, weil mit dem Abschalten des Anten-
nendrehmotors auch der Sender abgeschaltet wird. 
 
 
9.2 Vergleich der auftretenden Leistungsflussdichten mit den Grenzwerten 
Tabelle 4 
Vergleich der Grenzwerte mit den auftretenden Werten der Leistungsflussdichte 




S in W/m²  
R=1 m 
S in W/m² 
R=10 m 
NIF max. 25 W 0 dB 2 2,00 0,02 
K10 max. 1 W 0 dB 2 0,08 0,0008 
AIS 12,5 W / 
27,5 ms 
0 dB 2 1,00 0,01 
GSM max. 2 W 0 dB 4,56 / 8,12 0,16 0,0016 
WLAN 20 mW*) 0 dB 9,76 0,0016 0,000016 
Radar 4 kW@50 ns 
mittel 0,6 W 
bis 2,4 W 
max. 30 dB 9994 / 
9,76 





bis 1,88 **) 
*) Je nach Frequenzbereich bis 100 mW EIRP 










10 Zusammenfassung und Ausblick 
Die vorliegenden Kenntnisse und Erkenntnisse über schifffahrtsbedingte Emission und Im-
mission elektromagnetischer Strahlung lassen in keinem Fall eine Gefährdung der Besatzung 
oder der Allgemeinheit erkennen. Im Gegenteil leisten die Funkdienste einen unverzichtbaren 
Beitrag zur Verhinderung von Havarien mit Personen- und Umweltschäden. 
 
Die Einhaltung sowohl der Gefährdungs- als auch der Vorsorge-Grenzwerte ist gewährleistet: 
> Funksender an Land unterliegen den Anforderungen des FTEG. 
> Funksender an Bord sind in ihrer Leistung begrenzt und senden nur kurzzeitig (von 
Notsituationen abgesehen). 
> Die elektromagnetischen Leistungsflussdichten liegen unter den Grenzwerten. 
 
Im Hinblick auf eine Minimierung der Immission und als Vorsorgemaßnahme an Bord 
> sollten Träger von Herzschrittmachern auf eine nicht grundsätzlich auszuschließende 
Möglichkeit der Gerätebeeinflussung durch Funksender hingewiesen werden und 
sich nicht in der Nähe von Sendeantennen an Bord aufhalten, 
> sollten Radaranlagen in Schleusen auf Bereitschaft geschaltet werden, 




26. BImSchV (2007): Sechundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-
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ETSI EN 302194: Electromagnetic compatibility and Radio spectrum Matters (ERM); Navi-
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Oktober 1967 – Juli 1971 
Studium der allgemeinen Elektrotechnik an der 
Staatlichen Ingenieurschule in Koblenz 
 
August 1971 – Januar 1975 
Wissenschaftlicher Angestellter der Fachhochschule 
Koblenz 
 
seit Februar 1975 
Technischer Angestellter des Seezeichenversuchsfeldes 
(heute Fachstelle für Verkehrstechniken) der WSV des 
Bundes in Koblenz 
 
Projektbearbeitung: 
1975 – 1977: Untersuchung des Bewegungsverhaltens  
verankerter Schwimmkörper im Rahmen des  
Ersatzes bemannter Feuerschiffe sowie im  
Rahmen von Neigungsoptimierungen der  
Leuchttonnen „81“ und „85“ 
seit 1977: Systembetreuung und Weiterentwicklung 
von VTS-Radaranlagen der WSV 
seit 1985: Entwicklung und Begleitung von Maßnahmen
zur Sicherung der Navigation mit Radar auf 
Binnenschifffahrtsstraßen 
1998 – 2002 Fachliche Begleitung des ARGO-Projektes, 
Mitwirkung bei der Entwicklung des  
INLAND ECDIS Standards 
2002 – 2006 Leiter der WP 9 im EU-Projekt COMPRIS 
1975 – heute: Typprüfung und Zulassung von Navigations-












Bau der zweiten Schleuse Fankel und  
der Liegestelle Ellenz 






Um die Wasserstraße Mosel fit für die Zukunft zu machen, wird an den zehn Moselstaustufen 
zwischen Koblenz und Trier jeweils eine zweite Schleusenkammer gebaut. Außerdem werden 
die vorhandenen Liegestellen auf der gleichen Strecke den heutigen Bedürfnissen an einen 
komfortablen Übernachtungsplatz angepasst. 
Derzeit befindet sich die neue Schleusenkammer an der Staustufe Zeltingen im Probebetrieb, 
für die 2. Schleuse Fankel laufen die Betonarbeiten. Die Liegestelle Ellenz im Oberwasser 
der Staustufe Fankel soll ab Sommer 2010 gebaut werden, so dass Schleuse und Liegestelle 
gemeinsam ab 2011 in Betrieb gehen. 
Die neuen Schleusen haben eine nutzbare Kammerlänge von 210 m und eine Breite von 
12,50 m. Die Fallhöhe in Fankel beträgt 7 m. 
In Fankel werden für den Bau rd. 300.000 m³ Boden bewegt, etwa 80.000 m³ davon sind Fels. 
Rd. 60.000 m³ Stahlbeton und rd. 5.000 to Stahl werden verarbeitet. Die Bausumme beläuft 














bei Mosel-km 59 
(Foto: Luftbild 
Erich Müller i. A. 
WSA Trier) 
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60.000 m³ Stahlbeton 
5.000 t Stahl




Nutzbare Länge: 210,00 m
Breite: 12,50 m 
Fallhöhe: 7,00 m
Liegestelle Ellenz
au der 2. chleuse Fankel und der Liegestelle llenz




60.000 ³ Stahlbeton 
5.000 t Stahl
45 Mio Euro Bausu e
berer orhafen
chleusenanlage
ckdaten 2. a er:
Nutzbare Länge: 210,00












 Die gegenüberliegende 
Liegestelle Ellenz erhält 
eine 500 m lange Wand 
aus Stahlspundbohlen, 
ausgerüstet mit Dalben 
und Stromtankstellen. 
Das Bauvolumen beträgt 







(Quelle: VCON i. A.  
WSA Trier) 
 
2 Planfeststellungsverfahren und Umweltverträglichkeit 
Für große Neubauvorhaben an den Bundeswasserstraßen sind Planfeststellungsverfahren 
durchzuführen, die auch eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz (UVPG) beinhalten müssen. Hierin werden alle von Bau und Betrieb der 
neuen Anlage ausgehenden Einflüsse auf die Umwelt festgestellt und bewertet. 
Dazu gehören auch die Lärmemissionen, die dieser Beitrag behandelt. Für die Schleuse Fan-
kel und die Liegestelle Ellenz wurde als Gutachter die Lärmkontor GmbH, Zweigstelle Her-
zogenrath, mit dieser Aufgabe beauftragt und erstellte getrennte Schallschutzgutachten zu 
> Prognose über die zu erwartenden Geräuschemissionen durch die Baumaßnahmen 
(Lärmkontor GmbH 2000) 
> Geräuschemissionen der Geräte bei Probebohrungen und –rammungen  
(Lärmkontor GmbH 2002) 
> Geräuschemissionen aus dem Schleusenbetrieb (Istzustand, Prognose) 













Auszug aus dem Lärmgut-
achten der Lärmkontor 
GmbH 
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Dalben mit Stromtankstellen 
4 Mio Euro Bausumme
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Dalben mit Stromtankstellen 
4 Mio Euro Bausumme
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 Die in diesem Zuge erstellten Gerätemessungen, Lärmausbreitungskarten und Beurteilungen 
der Einwirkungsdauer (s. auch Abb. 4) führten schließlich dazu, dass ein umfangreiches Ka-
pitel mit grundsätzlichen und konkreten Auflagen Eingang in den Planfeststellungsbeschluss 
fand: 
IV. Anordnungen, § 2 Immissionsschutz, A. Allgemein( Auszüge) 
Die von den Baumaßnahmen ausgehenden Belästigungen sind so gering wie möglich zu halten. … 
…Zur Minderung von Immissionen ist vom Träger des Vorhabens (TdV) eine ortsfeste Anlage zur 
Betonherstellung einzurichten. Der Antransport der Zuschlagsstoffe soll möglichst per Schiff 
erfolgen. … 
IV. Anordnungen, § 2 Immissionsschutz, B. Lärm (Auszüge) 
…Lärmintensive Bauarbeiten, und zwar Ramm- und Bohrarbeiten, dürfen nur in der Zeit vom 01. 
November bis Christi Himmelfahrt des Folgejahres in den jeweiligen Baujahren durchgeführt 
werden. … 
…Die Bauarbeiten sind von Montag bis einschließlich Freitag zwischen 07:00 Uhr und 20:00 
Uhr durchzuführen. … Lediglich in besonderen Ausnahmefällen darf der TdV Baumaßnahmen in 
der Nachtzeit und an den Wochenenden fortsetzen, und zwar zur Fertigstellung eines Betonierab-
schnittes. … 
…Es sind Kontrollmessungen hinsichtlich der Einhaltung der Schalldruckpegel durchzuführen. … 
…Die Anwohner in einem Umkreis von bis zu 100 m Entfernung von dem jeweiligen Ort lärmin-
tensiver Bauarbeiten sind rechtzeitig (1 Monat vorher) über die Dauer der zu erwartenden bau-
bedingten Lärmbelästigungen zu informieren…. Im Falle der Beschwerde von Anwohnern wegen 
unzumutbarer Belästigungen durch vorhabensbedingten Lärm sind vom Gutachter des TdV 
Lärmmessungen am jeweiligen Immissionsort vorzunehmen. … 
 
3 Bauvorbereitung 
Die Auflagen des Beschlusses stellten natürlich erhebliche, kostentreibende Einschränkungen 
für das Baugeschehen und ein erhebliches Maß an Mehrarbeit für den TdV dar. Die Vielzahl 
der komplexen Abläufe und Handlungsanweisungen zur Emissionsproblematik, insbesondere 
Lärm, Erschütterungen und Staub, wurde zur besseren Übersicht zunächst in einem Flussdia-
gramm eingearbeitet: Was ist im Vorwege von wem zu tun, was im Falle einer Beschwerde 
oder gar eines Schadens, wer ist zu beteiligen, wer zu verständigen? (s. Abb. 5, 6) 
Die Auflagen mussten auch in die Leistungsbeschreibung des zu schließenden Bauvertrages 
mit einem Unternehmer einfließen, um ihm eine faire Kalkulationsgrundlage zu bieten. Das 
waren insbesondere Vorgaben von Transportmitteln und Wegen, Bauzeiten sowie die Vorga-
be eines stationären Betonwerkes. 
Weiter waren unter Beteiligung der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) Dauer-
Lärmmesseinrichtungen in Baufeldnähe anzubringen (Abb. 7) und ein Gutachter für wieder-
holte Messungen während der Bohrungen und Rammungen, die über den Planfeststellungs-
beschluss als einzige als besonders lärmintensiv definiert waren, zu beauftragen. Den Auftrag 
für diese Messungen erhielt das Schalltechnische Ing.-Büro Paul Pies, Boppard. 
Schließlich wurden alle Bürger über eine Pressemitteilung im örtlichen Gemeindeblatt vorab 
über den Beginn und die vermutliche Dauer der besonders lärmintensiven Arbeiten infor-















Was ist zu tun?
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- Gespräch mit Betroffenen
- Messungen kontrollieren
- Einhaltung Einwirkzeiten kontroll.
- Geräte Baufirma kontrollieren




- Gespräch mit Betroffenen
- Abfrage externe Ereignisse (z.B. 
Erdbeben)
- Messungen (auch 
GW)kontrollieren
- Geräte Baufirma kontrollieren







Wer ist zu 
beteiligen?
Was ist zu tun?
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(Foto: WSA Trier) 
 
4 Bauausführung und Berücksichtigung der Lärmauflagen  
   in der Praxis 
Der Baubetrieb begann sozusagen mit einem Paukenschlag: Bis zu sechs Großbohrgeräte 
gleichzeitig, jedes begleitet von einem Radlader und einem Minibagger (Abb. 8), legten sich 
ins Zeug, um die Baugrube innerhalb der knappen Zeitvorgabe bis Christi Himmelfahrt 2007 
fertigzustellen. Die Abstände zu den nächsten Wohngebäuden unterschritten dabei teilweise 
die 20-m-Grenze. Was technisch gelang, war hinsichtlich der Lärmimmissionen im Ort Fan-
kel grenzwertig: 
Die Messungen des Schalltechnischen Ing.-Büros Paul Pies wiesen an ausgewählten Mess-
punkten Halbjahresbeurteilungspegel bis zu 71 dB(A) aus. Diese überschritten nach der TA 
Lärm den zulässigen Tageswert von 60 dB(A) für Dorf- und Mischgebiete , wozu die Ortsla-
ge Fankel zählt, selbst bei einem angenommenen 10 dB(A)-Zuschlag bei Anwendung der 












Bis zu sechs Großbohr-
geräte im Einsatz auf der 
Baustelle 
(Foto: WSA Trier) 
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Unverzüglich erfolgten dann entsprechend Krisenbesprechungen unter Beteiligung des 
Lärmgutachters, der Gewerbeaufsicht und des TdV. Einhelliges Ergebnis: TdV und Baufirma 
hatten alles nach technischem Stand sinnvoll Mögliche zur Lärmminimierung unternommen. 
Eine weitere Eingrenzung (z. B. weniger Geräte, kürzere tägliche Arbeitszeit) hätte aufgrund 
der saisonalen Beschränkungen die Belastung für die Anwohner gleich um ein ganzes Jahr 
verlängert. Daher sollte allenfalls auf Reaktionen von außen etwas unternommen werden. 
Bis heute gab es keine ernst zu nehmende Beschwerde gegen den Baulärm, selbst die zeitwei-
se notwendigen Nachtbetonagen wurden von den Bürgern geduldet. 
Im weiteren Baufortschritt war messtechnisch belegbar, dass nach Herstellung der Baugru-
benwände in Sachen Lärmbelastung das Schlimmste überstanden war. Mit zunehmender 
Baugrubentiefe wurde die Abstrahlung des Schalls der Bagger, Radlader und Kleinbohrgeräte 
günstiger (Abb. 9).  
Die derzeit laufenden Bewehrungs-, Schal- und Betonarbeiten sind bezüglich der Lärmcha-















Blick in die Baugrube 
(Foto: WSA Trier) 
 
5 Unerwartete Lärmemissionen 
Wie schon oben ausgeführt, hat der Planfeststellungsbeschluss das Bohren mit Großbohrgerät 
und das Rammen aufgrund ihrer bekannt hohen Schallleistungspegel nur in der tourismusar-
men Zeit zugelassen. Kleinbohrgeräte, Bagger, Krane, LKW, etc. sind davon befreit und 
können das ganze Jahr arbeiten. 
Unter der Vielzahl der verschiedenen Arbeiten heben sich manche für das menschliche Ohr 
als besonders schmerzlich ab, ohne tatsächlich messbar zu den Rekordträgern zu gehören. 
Dazu gehören z. B. die Signaltöne rückwärts fahrender Fahrzeuge. Sie sind aus Gründen der 
Arbeitssicherheit eingerichtet worden und nicht einfach abzustellen. In einem besonders lang 
andauernden Fall, nämlich an der Umschlagstelle für die Zuschlagstoffe des Betonwerkes, ist 
das aber in Absprache mit dem Sicherheits- und Gesundheitskoodinator dennoch gemacht 
worden. Stattdessen wurden an der Gefahrenstelle, an der ständig die Radlader die viel befah-
rene Baustraße queren, Warnschilder aufgestellt. 
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 Auch außerplanmäßige Arbeiten führen zu unvorhergesehenen Lärmbelastungen, für Arbeiter 
und die Anwohner gleichermaßen. 
So musste kürzlich eine Betonplatte aufgrund nicht fachgerechter Herstellung auf einer Flä-
che von rund 120 m2 in 30 cm Stärke wieder abgebrochen werden (Abb. 10). Das geschah 
mit einer Hochdruckfräse mit einem Strahldruck von 250 bar. Die begleitenden Lärmmes-
sungen ergaben 115 dB(A) in der Baugrube, 110 dB(A) am oberen Baugrubenrand und im-
mer noch 90 dB(A) an der 10 Meter entfernten Straße. 
Selbstverständlich erfolgte die Anweisung, im Baugrubenbereich Gehörschutz zu tragen. 
Zum Glück lag der betroffene Baugrubenteil abseits der Wohnbebauung, so dass Anwohner 















Einsatz der Betonfräse 




Vorläufiges Fazit zur Praxisgerechtigkeit der Auflagen 
 
1. In einem so engen Zeitkorsett agieren zu müssen, ist problematisch! Insbesondere die 
jahreszeitlichen Beschränkungen stellen ein hohes Bauzeit- und Kostenrisiko für den 
TdV dar (z. B. Verzögerung der Vergabe bei Konkurrentenklagen). 
2. Die baurechtlichen Immissionsbeschränkungen sind kaum durchgängig einzuhalten. 
Würde man dem betroffenen Bürger die Abwägung überlassen, so ergaben wieder-
holte Anfragen, sollte das Bauvorhaben lieber schnell – unter Hinnahme des erhöhten 
Lärms – als erzwungen verzögert ausgeführt werden. 
3. Der Öffentlichkeitsarbeit und dem Kontakt zu den Bürgern kommt damit eine wich-
tige Bedeutung zu. Die Aussichtsplattform in Fankel mit den Info-Tafeln ist ein posi-
tives Beispiel, das von Anwohnern und Besuchern gleichermaßen angenommen wird. 
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Leistung ca. 10 m²/Tag bei 
30 cm Abtragsstärke
115 dBA in der Baugrube
100 dBA an Baugrubenkante
90 dBA an der Straße
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Leistung ca. 10 ²/Tag bei 
30 c  Abtragsstärke
115 dBA in der Baugrube
100 dBA an Baugrubenkante
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1974 – 1978 
FH-Studium Bauingenieurwesen an der GHS  
Paderborn 
 
1978 – 1987 
Kalkulation, Bauleitung bei Nassbagger- und Tief-




Angestellter bei der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes (WSÄ Verden, Koblenz, Trier) 
  
seit 2006 
Neubausachbereich des WSA Trier, Planprüfung 
und Projektbetreuung beim Bau der 2. Mosel-










Emissionen und Immissionen der Seeschifffahrt 
und Erfahrungen in der UVU  





Der Nord-Ostsee-Kanal (NOK) zwischen Brunsbüttel und Kiel mit einer Gesamtlänge von 
98,6 km wurde 1895 als Kaiser-Wilhelm-Kanal mit einer Breite von 67 m, einer Sohlenbreite 
von 22 m und einer Wassertiefe von 9 m in Betrieb genommen. Die Oststrecke des Kanals 
zwischen Rendsburg und Kiel folgt dabei weitestgehend dem alten Eiderkanal (auch Schles-
wig-Holsteinischer Kanal genannt; Bauzeit: 1777 - 1784) (Abb. 1). 
 
 
Abb. 1: Verlauf des Nord-Ostsee-Kanals (Quelle: WSV) 
Beim Bau des NOK wurden sowohl am Übergang zur Nord- wie auch zur Ostsee je zwei 
Schleusenkammern mit folgenden Abmessungen errichtet: 
Nutzlänge: 125,0 m 
Nutzbreite: 22,0 m 
Drempeltiefe:  NHN -10,2 m (Brunsbüttel); NHN -9,8 m (Kiel-Holtenau) 
 
Bereits wenige Jahre nach Eröffnung wurde der Kanal an die gewachsenen Anforderungen 
der Schifffahrt angepasst. In den Jahren 1907 - 1914 erfolgte der Ausbau auf eine Wasser-
spiegelbreite von 102,5 m und eine Sohlenbreite von 44 m sowie eine Wassertiefe von 11 m. 
In diesem Zuge wurden zusätzlich zu den bestehenden Schleusen zwei größere Kammern mit 
folgenden Abmessungen errichtet: 
Nutzlänge: 310,0 m 
Nutzbreite: 42,0 m 
Drempeltiefe:  NHN -14,0 m  
 
Von 1966 bis 2001 wurde die Weststrecke des NOK unter Beibehaltung der Wassertiefe von 
11 m im Rahmen eines umfassenden Anpassungs- und Sicherungsprogramms schrittweise 
verbreitert. Ziel der Verbreiterung des Kanalbettes war die Reduzierung der Böschungserosi-











 Der gegenwärtige Ausbaustandard des östlichen Teils der Oststrecke wurde auf die zu Beginn 
des letzten Jahrhunderts vorherrschende Schiffsflotte abgestimmt. Kennzeichnend für den 
nicht ausgebauten Ostteil ist die Abfolge von Kurvenstücken unterschiedlicher Richtungen 
und Radien. Die Topographie ist eiszeitlich geprägt und die anstehenden Geländehöhen ent-
lang des Kanals variieren stark. Im Gegensatz zur Weststrecke, die durch sandiges Gelände 
führt, stehen im östlichen Bereich der Oststrecke Böden aus festem Geschiebemergel an. 
Aufgrund der Größenordnung der zu bewegenden Aushubmengen und der ausreichenden 
Standsicherheit der Böschungen wurde in der Vergangenheit auf eine Querschnittsvergröße-
rung verzichtet. Die daraus resultierenden Einschränkungen für die Schifffahrt wurden in 
Kauf genommen In diesem Abschnitt besitzt der Kanal noch heute die Abmessungen von 
1914 mit einer Sohlenbreite von 44 m, einer Böschungsneigung bis 5 m Wassertiefe von 
1:2,25 und anschließend bis zur Sohle von 1:3. Die Kurvenradien der Oststrecke liegen zwi-
schen 1.400 m und 3.000 m. 
 
2 Übersicht der Neu- und Ausbauprojekte am NOK 
Für einen leistungsfähigen und wirtschaftlichen Gütertransport der neuen Schiffsgeneration 
und die perspektivische weitere Entwicklung im Schiffsbau ist nach 100 Jahren der Zeitpunkt 
für eine Anpassung des NOK an diese neuen Randbedingungen gekommen, um zukünftig die 
Wettbewerbsfähigkeit und Leistungsfähigkeit der Wasserstraße zu gewährleisten. Diese Pro-
jekte werden in den Folgekapiteln kurz beschrieben. 
Die Entwicklung des Verkehrs zwischen 1999 bis 2008 ist in Abb. 2 dargestellt. Langfristig 
ist mit einer Fortsetzung dieses Trends zu rechnen, auch wenn zwischen dem letzten Quartal 










































2.1 Neubaumaßnahmen in Brunsbüttel 
2.1.1 Neubau einer 5. Schleusenkammer  
Die Große Schleuse in Brunsbüttel am Startpunkt des NOK entstand in den Jahren 1912 - 
1914. Beide Schleusenkammern funktionieren völlig unabhängig voneinander und sind mit je 
drei Schleusentoren (Schiebetore) ausgerüstet.  
Nach fast 100 Jahren Nutzungszeit und als Ergebnis der Bauwerksuntersuchungen ist eine 
Grundinstandsetzung des Massivbaus, des Stahlwasserbaus sowie der maschinen- und elekt-
rotechnischen Anlagen der Großen Schleuse zur Aufrechterhaltung der Verkehrs- und Be-
triebssicherheit dringend erforderlich. Die Standsicherheit des Bauwerkes ist jedoch in den 
kommenden Jahren gewährleistet. 
Kosten-Nutzen-Untersuchungen, die Betrachtung der Kapazitäten anhand von vorliegenden 
Schiffszahlen und die Ergebnisse der Systemstudie, in der mehrere Möglichkeiten einer 
Grundinstandsetzung sowie eines Neu- oder Umbaus untersucht wurden, zeigten, dass ein 
vorgezogener Neubau einer weiteren Schleusenkammer wirtschaftlich und technisch sinnvoll 
ist. Am 20.03.2007 hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) zugunsten der Schifffahrt für den Neubau entschieden. Als bester Neubaustandort 
hat sich der Bereich zwischen den vorhandenen Schleusen auf der sogenannten Schleusenin-
sel erwiesen. 
Im Zuge detaillierter Planungen wurden verschiedene Aspekte untersucht. Mittels nautischer 
und wasserbaulicher Simulationen konnte eine optimierte Vorhafengestaltung erarbeitet wer-
den. Betrachtungen zu möglichen Schleusenkammerbreiten ergaben, dass die Kammerbreite 
an die der Großen Schleuse angepasst werden kann. Dieses ermöglicht Kostenreduzierungen 
im späteren Betrieb und die Erhöhung der Anlagensicherheit durch die Austauschbarkeit der 
Schiebetore. Die 5. Schleusenkammer weist folgende Abmessungen auf: 
 Nutzlänge ca. 330 m, 
 Nutzbreite  ca. 42 m, 
 Drempeltiefe  bei NHN -14 m. 
 
Die neuen Schiebetore (ca. 46 m x 20,5 m x 9 m) werden mit integrierten Füllkanälen ausge-
stattet. Bei der Baumaßnahme fällt ein Volumen von insgesamt ca. 1,5 Mio. m³ Bodenmate-
rial an, welches auf ein Bodenlager (ehem. Spülfeld) verbracht wird.  
 
2.1.2 Neubau eines Torinstandsetzungsdocks 
Im Zuge des geplanten Neubaus der 5. Schleusenkammer und der Grundinstandsetzung der 
Großen Schleuse in Brunsbüttel werden zukünftig neue Schiebetore und Liegeplätze für Re-
servetore notwendig. Die Unterhaltung und der Bau der Schiebetore am Nord-Ostsee-Kanal 
macht ein wirtschaftliches Gesamtkonzept notwendig. Zur Sicherstellung des Betriebes der 
Schleusenanlage muss eine dauerhafte Möglichkeit der Inspektion, Wartung und Instandset-
zung der Schiebetore vorgesehen werden. 
Die Untersuchung einer internen Arbeitsgruppe ergab, dass zu einer wirtschaftlichen Aufga-
benerfüllung der Bau eines verwaltungseigenen „Spezialdocks“ notwendig ist. Durch die 
starke Beanspruchung der Schiebetore ergibt der regelmäßige umfassende Wartungszyklus 










 Der Neubau eines Torinstandsetzungsdocks in Brunsbüttel mit schallhemmender Halle und 
Liegeplätzen für Reservetore im Betriebshafen stellt so die optimale Lösung dar. Hierbei 
werden die wesentlichen Belange, wie Bauablauf, Betrieb und Unterhaltung, Genehmigungs-
fähigkeit und Kosten, berücksichtigt. Die Abmessungen des Torinstandsetzungsdocks betra-
gen (innen):  
 Länge:   81 (60) m, 
 Breite:   28 (16) m, 
 Höhe (Tiefe):  22 (13,2) m.  
 
Es sind des Weiteren eine Krananlage in der Halle sowie Einbaumöglichkeiten für eine tem-
poräre Einhausung eines Schiebetores vorgesehen. 
2.1.3 Planrechtliches und umweltrechtliches Verfahren 
Für den Neubau der 5. Schleusenkammer sowie des Torinstandsetzungsdocks ist die Durch-
führung eines planrechtlichen Verfahrens nach Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) erfor-
derlich (Planfeststellungsverfahren). Das WSA Brunsbüttel hat im Februar 2009 den Antrag 
auf Einleitung des Planfeststellungsverfahrens gestellt. 
Die Planunterlagen zu den Umweltuntersuchungen (UVU) gliedern sich hierbei mit der Um-
weltverträglichkeitsstudie (UVS), der FFH-Verträglichkeitsstudie (FFH-VS), dem land-
schaftspflegerischen Begleitplan (LBP) und dem Fachbeitrag Artenschutz (FB Artenschutz). 
in insgesamt vier eigenständige Unterlagen, in denen die Auswirkungen auf Natur und Um-
welt erörtert sowie Eingriffsregelungen und Ausgleichsmaßnahmen definiert werden. 
So werden in der Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) die Auswirkungen der Bauvorhaben 
sowie des späteren Betriebes der Anlagen auf die einzelnen Schutzgüter (Menschen, Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt; Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft; Kulturgüter 
und sonstige Sachgüter) sowie die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgü-
tern untersucht. 
Die Abb. 3 zeigt eine Visualisierung nach Abschluss der beiden Maßnahmen  
> Neubau einer 5. Schleusenkammer mit Anpassung des Vorhafens und  
> Neubau eines Torinstandsetzungsdocks mit Liegeplatz für Reservetore. 
 
2.2 Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals 
Für die folgend beschriebenen Streckenausbauvorhaben gelten die gleichen plan- und um-
weltrechtlichen Voraussetzungen, wie bereits unter 2.1.3 beschrieben. 
2.2.1 Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals von NOK-km 79,9 - 92,1 
Für einen leistungsfähigen und wirtschaftlichen Gütertransport der neuen Schiffsgeneration 
reicht der noch auf den ersten Ausbau von 1914 zurückgehende Ausbaustandard der Ost-
strecke des NOK nicht mehr aus. Aufgrund der dynamischen Zunahme des Schiffsverkehrs 
und der Veränderung der Flottenstruktur entwickeln sich die engen Kurven und die geringe 
Querschnittsbreite zwischen Königsförde und Kiel-Holtenau im zunehmenden Maße zum 
Engpass für die größer werdenden Schiffe auf dem NOK. Die engen Kurven und die geringe 
Querschnittsbreite der Oststrecke schränken sowohl die maximal zulässigen Abmessungen 
der Schiffseinheiten als auch die Begegnungsmöglichkeiten der Schiffseinheiten gegenüber 










Abb. 3: Visualisierung der Neubaumaßnahmen 5. Schleusenkammer und Torinstandsetzungs-
dock (Quelle: WSV) 
 
Die Ausbaustrecke ist in insgesamt 5 Abschnitte, sogenannte Lose unterteilt. Diese Auftei-
lung in einzelne Bauabschnitte ergibt sich im Wesentlichen aus den Wechseln der Ausbausei-
te und der Unterbrechung des Ausbaubereichs durch Kanalweichen bzw. Wendestellen. In-
nerhalb der Kanalweichen und Wendestellen bestehen Begegnungsmöglichkeiten für alle 
Schiffsgrößen. Lediglich zwischen den beiden westlichsten Losen wird der Eingriffsbereich 
nicht unterbrochen. Hier orientiert sich die Unterteilung an dem Wechsel zwischen den Tras-
sierungselementen Gerade und Bogen. Ein Eingriff in die Weichen und Wendestellen des 
Ausbaubereiches ist nicht erforderlich, da diese ausreichend dimensioniert sind. Auf der fol-
genden Abb. 4 sind die Abschnitte zum Ausbau der Oststrecke rot und zum Ausbau unterhalb 
der zum Ersatz vorgesehenen Alten Levensauer Hochbrücke (vgl. Kap. 2.2.2) grün darge-
stellt. 
 










 2.2.2 Ersatzneubau der Alten Levensauer Hochbrücke (NOK-km 93,5) 
Die Alte Levensauer Hochbrücke bei NOK-km 93,5 ist die letzte noch aus der Bauzeit des 
Nord-Ostsee-Kanals stammende Brücke (Einweihung im Dezember 1894). Beim Ausbau des 
Kanals 1904 - 1914 wurde der Kanalquerschnitt zwischen den beiden Brückenwiderlagern 
verbreitert. Bedingt durch diese Maßnahme war es bereits damals erforderlich, die Böschun-
gen unterhalb der Widerlager technisch zu sichern, um die Standsicherheit des Bauwerkes zu 
gewährleisten.  
Abbildung 5 zeigt die Brücke nach Fertigstellung 1894, die Fahrbahnüberdachung und die 




Abb. 5: Alte Levensauer Hochbrücke (Quelle: WSV) 
 
Wie aus dem Bild erkennbar, ist nur in der Kanalmitte eine Durchfahrtshöhe von 40 m ge-
währleistet. In Verbindung mit der Einengung des Kanalquerschnittes unterhalb der Brücke 
stellt dies eine erhebliche Einschränkung für die Schifffahrt auf dem NOK dar.  
Diese Einschränkung des Lichtraumprofiles, die daraus resultierende Anfahrgefahr, der bau-
liche Zustand des Bauwerkes und die mit Blick auf das Folgeprojekt „Vertiefung des NOK“ 
entstehende Frage nach der Standsicherheit des Bauwerkes führten zu einem Planungsauftrag 
des BMVBS. 
2.2.3 Vertiefung des Nord-Ostsee-Kanals auf gesamter Länge 
Für die sich stetig verändernde Flottenstruktur und die langfristige Zunahme des Schiffsver-
kehrs werden die aktuellen geometrischen Abmessungen des NOK zunehmend zum Engpass 
für einen harmonischen Verkehrsfluss. Verbesserte Begegnungsmöglichkeiten und eine 
schnellere Passage des Kanals sollen daher durch eine Vertiefung auf gesamter Länge, Kur-










Die derzeitige Wassertiefe von 11,0 m lässt Abladetiefen der passierenden Schiffe von bis zu 
9,50 m zu. In der Ostsee sind Abladetiefen von bis zu 14,0 m möglich. Zielstellung der Ver-
tiefung des NOK auf gesamter Länge ist die Erhöhung der Auslastung der den NOK passie-
renden Schiffseinheiten zur Gewährleistung eines leistungsfähigen und wirtschaftlichen Gü-
tertransports. Die Vertiefung ist dabei auf maximal 1,5 m begrenzt, da u. a. die Tunnel in 
Rendsburg einen tieferen Eingriff nicht zulassen. 
In Variantenstudien und Simulationen wird nun zunächst geprüft, welche Alternative den 
größtmöglichen Nutzen für die Schifffahrt bei gleichzeitig geringstem Kostenaufwand ergibt. 
 
3 Verfahrensrechtliche Fragestellungen 
Im Folgenden sollen die verfahrensrechtlichen Fragestellungen beleuchtet werden, die im 
Zusammenhang mit den oben beschriebenen Bauvorhaben aufgetreten sind, und die gewähl-
ten Vorgehensweisen zur Lösung dieser Fragen aufgezeigt werden. 
Als „verfahrensrechtlich“ wurden alle Fragen definiert, die formalrechtliche Auswirkungen 
auf das Genehmigungsverfahren oder dessen Rechtssicherheit haben können. Hierzu gehören 
insbesondere die Definition und Abgrenzung des zu untersuchenden Raumes und die Ge-
währleistung, dass alle relevanten Auswirkungen des Vorhabens erfasst werden. 
 
3.1 Neubaumaßnahmen in Brunsbüttel 
Im Vorwege der Umweltuntersuchungen (UVU) wurde in der Scoping-Unterlage gem. § 5 
UVPG der Untersuchungsraum für das jeweilige Schutzgut definiert. Entsprechend sind hier-
nach die Auswirkungen der bau- und betriebsbedingten Emissionen und Immissionen (u. a. 
Lärm, Luftschadstoffe, Erschütterungen) zu untersuchen.  
Da es sich bei den beiden Baumaßnahmen um räumlich begrenzte Maßnahmen handelt und 
auch die Auswirkungen vor dem Hintergrund der Maßnahmenbegründung (vgl. Kap. 2.1) 
sich lokal eingrenzen lassen, kann sowohl für die bau- als auch für die betriebsbedingten  
Emissionen und Immissionen als Untersuchungsraum der erweiterte Maßnahmenbereich 
abgegrenzt werden. 
 
3.2 Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals von NOK-km 79,9 - 92,1 
3.2.1 Abgrenzung des Untersuchungsraumes 
Bereits im Vorfeld des Scopingtermins gem. § 5 UVPG stellte sich die Frage nach der Ab-
grenzung des hinsichtlich der Projekteinwirkungen zu untersuchenden Raumes. 
Während dies für die bau- und anlagebedingten Emissionen relativ problemlos anhand der 
für die Baudurchführung benötigten Flächen zuzüglich bekannter und bewährter Radien für 
Schall- und Schadstoffemissionsausbreitung erfolgen konnte, stellte sich die Abgrenzung des 
Untersuchungsraumes für die betriebsbedingten Emissionen als diffiziler heraus. 
Die Notwendigkeit der Betrachtung betriebsbedingter Emissionen ergab sich aus der Ver-
kehrsprognose, die eine durch den Ausbau der Oststrecke des NOK induzierte Verkehrserhö-










 Da eine detaillierte Begutachtung der Emissionssituation innerhalb des gesamten NOK (und 
ggf. darüber hinaus) weder vom Vorhabenträger noch von den im Scoping beteiligten Trä-
gern öffentlicher Belange als zielführend und verhältnismäßig angesehen wurde, konnte fol-
gende Abschichtung erreicht werden: 
> Grundsätzlich werden die betriebsbedingten Auswirkungen von Lärm und Luft-
schadstoffen auf den Baubereich beschränkt betrachtet. 
> Darüber hinaus werden jedoch entlang des gesamten NOK die Auswirkungen auf die 
kanalnahen Natura-2000-Gebiete ermittelt. 
> Durch verschiedene Träger öffentlicher Belange wurden im Scopingtermin Aussagen 
zu Belastungen durch elektromagnetische Wellen gefordert. Diese Frage wird an-
hand einer Kurzexpertise der BfG behandelt, die in die Umweltverträglichkeitsunter-
suchung eingeflossen ist. 
 
3.2.2 Datengrundlage 
Über das Schiffsdatenverarbeitungssystem NOK (SDVS NOK) werden alle den NOK passie-
renden Schiffe erfasst. Neben schiffsspezifischen Daten werden insbesondere die Verkehrs-
gruppenzugehörigkeit und (über eine Schnittstelle zum Positionserfassungssystem PES) auch 
die Passagezeiten erfasst. 
Anhand der erfassten Daten können auch die Begegnungen und Passagen auf Teilabschnitten, 
in Weichen oder in den Schleusen ausgewertet werden. Damit stellt das SDVS NOK eine 
hervorragende Datengrundlage für die Emissionsgutachten dar. Zur Beurteilung der IST-
Situation wurde die zu Beginn der Gutachtenerstellung letzte vollständige Jahresreihe 2007 
herangezogen; vereinfachend wurde jedoch auf eine Betrachtung des Sportbootverkehrs ver-
zichtet. Dies ist hier zulässig, da Sportboote eine gegenüber der Berufsschifffahrt vernachläs-
sigbar kleine Emission haben und Sekundäreffekte (z. B. Erhöhung der Schleusungszahl mit 
emittierenden Betriebsvorgängen) im Untersuchungsraum nicht auftreten. 
Da der Kenntnisstand schiffsbedingter Emissionen bei Binnenschiffen weiter fortgeschritten 
ist als bei den Seeschiffen, wurden die insbesondere im Rahmen des Projektes zur Fahrrin-
nenanpassung der Unterelbe gewonnenen Daten durch Lärmmessungen am NOK ergänzt. 
Gleichzeitig konnte durch die Messung die Realitätsnähe der berechneten Werte nachgewie-
sen werden. 
 
4 Fachliche Fragestellungen 
Als „fachlich“ wurden Fragestellungen definiert, die im Rahmen der Erstellung der Gutach-
ten aufgetreten sind. Hier sind insbesondere die Definition von Randbedingungen und An-
nahmen zu nennen.  
4.1 Neubaumaßnahmen in Brunsbüttel 
4.1.1 Lärmemissionen beim Betrieb des Torinstandsetzungsdocks 
Als Beispiel für eine Auswirkung des späteren Betriebes des Torinstandsetzungsdocks sind 









Diese Arbeiten können infolge von Havarieschäden an den vorhandenen Schiebetoren nicht 
ausgeschlossen werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die genieteten Schiebetore in den 
nächsten 5 - 10 Jahren durch geschweißte Tore ersetzt werden. Die Nietarbeiten werden im 
vorliegenden Fall als kurzzeitige Geräuschspitzen definiert.  
Ohne Einhausung wurde für Nietarbeiten ein Schallpegel von 84 dB (A) im Bereich des 
maßgebenden Krankenhauses ermittelt. Er liegt damit über dem Grenzwert nach der TA 
Lärm von 45 + 30 dB (A) = 75 dB(A) für kurzzeitige Geräuschspitzen. Bei einer Einhausung 
in Form einer festen Halle mit einem Schalldämmmaß von 30 dB liegt der ermittelte Schall-
pegel mit 50 – 55 dB(A) unterhalb des zulässigen Grenzwertes für kurzzeitige Geräuschspit-
zen (Abb. 6).  
 
Abb. 6: Lärmemissionen durch kurzzeitige Geräuschspitzen ohne (links) und mit (rechts) 
schalldämmenden Maßnahmen (Quelle: WSV) 
 
Als Schlussfolgerung aus dem Lärmgutachten, welches von der Bundesanstalt für Gewässer-
kunde (BfG) erstellt wurde, sowie aus weitergehenden Überlegungen zum Emissionsschutz 
ergibt sich die Anforderung einer festen Halle mit einem Schalldämmmaß von 30 dB. 
4.1.2 Luftschadstoffemissionen beim Schleusenbetrieb 
Als Beispiel für eine Auswirkung des späteren Betriebes der Schleusen sind die Schadstoff-
emissionen der Schiffe zu nennen. Im Vorfeld des planrechtlichen Verfahrens wurde die 
Thematik in der örtlichen und auch überregionalen Presse hinsichtlich der Gesundheitsge-
fährdung eingehend diskutiert. In einem Gutachten zur Prognose der betriebsbedingten Luft-
schadstoff-Emissionen und -Immissionen durch Schiffsverkehr und der baubedingten Emis-
sionen und Immissionen, welches im Rahmen der Umweltuntersuchungen für das planrecht-
liche Verfahren von der Firma ArguMet, Büro Nord, erstellt wurde, sind die entsprechenden 










 In Bezug auf die Immissions-Jahres-Zusatzbelastung von Schwefeldioxid bleibt festzuhalten, 
dass der ermittelte Wert von 22,1 µg/m³ für die Planvariante (nach Abschluss der Baumaß-
nahmen) in der Größenordnung der Immissions-Jahres-Zusatzbelastung für die Ist-Situation 
liegt. Die ermittelten Konzentrationen liegen zudem unterhalb von 50 % des Immissions-




Abb. 7: Immissions-Jahres-Zusatzbelastung  Schwefeldioxid durch Schiffsverkehr,  
Planvariante (Quelle: WSV)  
4.2 Ausbau der Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals von NOK-km 79,9 - 92,1 
4.2.1 Lärm 
4.2.1.1  Betriebsbedingte Lärmemissionen 
Als Beispiel fachlicher Fragestellungen zum Ausbau der Oststrecke des NOK ist die bereits 
im Ist-Zustand an Einzelstandorten am Kanal zu verzeichnende Überschreitung der in der 
16. BImSchV genannte Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) für die Nachtzeit zu nennen.  
Es ist jedoch festzustellen, dass der Immissionsgrenzwert nur dann zwingend eingehalten 
werden muss, wenn eine wesentliche Änderung des Verkehrsweges geplant ist. In Analogie 
zur 16. BImSchV liegt eine wesentliche Änderung nur dann vor, wenn entweder der nächtli-
che Schallpegel 60 dB(A) überschritten oder durch die Änderung des Verkehrsweg der vom 
Verkehrsweg ausgehende Verkehrslärm um mehr als 3 dB(A) erhöht wird. Da im Vergleich 
von Prognose-Nullfall und Prognose-Planfall hier eine Erhöhung des Schallpegels von 
0,8 dB(A) erwartet wird, liegt keine wesentliche Änderung des Verkehrsweges vor. 
 
4.2.1.2  Baubedingte Lärmimmissionen 
Der fachlichen Klärung bedurfte weiterhin der Detaillierungsgrad des Lärmgutachtens auf 
den landwirtschaftlichen Verbringungsflächen. Hier ist geplant, den Oberboden abzuschieben 









der Ausbaustrecke verbunden mit der Profilierung der Fläche. Ausgehend vom vorhandenen 
Niveau und unter Berücksichtigung der Setzung wird das Material mit einem Steigungswin-
kel von etwa 4-5 % aufgetragen. In Zwischenschritten erfolgt die Rekultivierung der land-
wirtschaftlichen Fläche durch Überdeckung mit dem zwischengelagerten Oberboden. Aus 
dieser Vorgehensweise resultiert 
> ein sehr geringes und nur kurzzeitiges Verkehrsaufkommen am unmittelbaren Flä-
chenrand, 
> mit zunehmendem Auftrag eine abschirmende Wirkung der bereits aufgehöhten 
Randbereiche. 
Als zulässige Randbedingung wurde hier die Reduzierung der Betrachtung innerhalb der 
Verbringungsfläche auf die Hauptbetriebswege gewählt. 
4.2.2 Luftschadstoffe 
Die folgende Tabelle ist dem Immissionsgutachten entnommen und enthält die beurteilungs-
relevanten Immissionswerte [μg/m3] zum Schutz des Menschen. 
Die Berechnung der Luftschadstoffausbreitung erfolgte im vorliegenden Fall mit dem Modell 
AUSTAL2000, das mit der Neufassung der TA Luft eingeführt wurde. Die Berechnungen 
wurden als Zeitreihenberechnung unter Berücksichtigung einer Jahres-Emissionsganglinie für 
jede Einzelquelle mit einer Auflösung von 1 Stunde durchgeführt. 
Beispielhaft ist als fachliche Fragestellung der Umgang mit den sog. „Critical Loads“ zu nen-
nen.  
Zahlreiche naturnahe Ökosysteme reagieren empfindlich auf die Einträge von Luftschadstof-
fen. Im Rahmen der UNECE-Konvention über die weiträumige grenzüberschreitende Luft-
verunreinigung, in der die Länder West- und Osteuropas sowie die USA und Kanada vertre-
ten sind, haben die Mitgliedstaaten deshalb kritische Belastungsgrenzen verabschiedet. 
Diese so genannten Critical Loads für Stickstoff entsprechen den maximalen Einträgen, die 
ein Ökosystem längerfristig verkraften kann, ohne dass schädliche Auswirkungen auftreten. 
Solche Belastungsgrenzen wurden auf wissenschaftlicher Basis für verschiedene Lebensräu-
me definiert. 
 
Im Rahmen eines vom BMU in Auftrag gegebenen Forschungs- und Entwicklungsvorhabens 
wurde festgestellt, dass in Schleswig-Holstein die Werte für Stickstoff bereits im IST-Zu-
stand z. T. weit überschritten sind. 
Hier erfolgt auf Grundlage der geringfügigen Steigerungswerte die verbalargumentative Be-
gründung der Zulässigkeit geringfügiger Steigerungen  
Für säureinduzierte Einträge sind keine Werte vorhanden. Da dem Vorhabenträger keine 
Verpflichtung zur wissenschaftlichen Erforschung von Kenntnislücken auferlegt werden 












 Tabelle 1 
Beurteilungsrelevante Immissionswerte [μg/m3] zum Schutz des Menschen (wenn nicht anders ange-
geben) 
4.2.3 Radar 
Als ein weiteres fachlich interessantes Themenfeld wurde durch verschiedene Träger öffent-
licher Belange, aber auch durch Anwohner die Frage an die Planungsgruppe herangetragen, 
inwieweit durch Emissionen des Schiffsradars Belastungen auftreten können. Hintergrund 
sind die bei Seeschiffen gegenüber Binnenschiffen höheren Spitzenleistungen (5 - 75 kW).  
Für die Schifffahrt bzw. bewegliche Anlagen existieren in Deutschland keine verbindlichen 
Grenzwerte. Daher wurde als Betrachtungsansatz das System „stationäre Anlage (Kugelstrah-
ler)“ unter Bezugnahme auf die Grenzwerte der 26. BImSchV (mittlere Leistungsdichte und 









Zielstellung der Berechnung war eine Abschätzung, inwieweit entlang der Strecke des NOK 
Einwirkungen in der Größenordnung der 26. BImSchV erreicht werden. 
Unter Annahme eines stationär verankerten Schiffes mit starr in 90° zur Fahrtrichtung fixier-
tem Radaremitter wird zunächst unter Ansatz der 26. BImSchV die Entfernung bis zur 
„Grenzwerterreichung / -unterschreitung“ ermittelt. Diese Entfernung liegt bei 25 m. 
Dies bedeutet, dass selbst unter diesem fiktiven Ansatz der Grenzwert bereits ab dem wasser-
seitigen Rand des Betriebsweges eingehalten bzw. unterschritten würde.  
Aufgrund des mehrfach beweglichen Gesamtsystems (drehende Radar-„Keule“, Schiff in 
Fahrt; keine dauerhafte Anwesenheit von Schiffen) liegt die Beaufschlagung um ein Vielfa-
ches geringer. 
 
Abb. 8: Betrachtung schiffsinduzierter Belastungen durch Radar 
 
5 Emotionale Fragestellungen 
Als „emotional“ wurden Fragestellungen definiert, die bei den Betroffenen mit Ängsten ver-
bunden sind, die wissenschaftlich nicht bzw. nicht in dem vorgetragenen Ausmaß begründet 
sind. Teilweise beruhen diese Ängste auf gezielten Falschinformationen, polemischen Berich-
ten der Regenbogenpresse oder diffusen Gerüchten, wie die folgenden Beispiele zeigen: 
 
31.10.2004: Internet Blog zu RADAR-“STRAHLUNG“ 
„Seeleuten ist das Phänomen bekannt, dass Seevögel, die sich in unmittelbarer Nähe des Ra-
dargeräts eines Schiffes aufhalten, nach wenigen Minuten tot nach unten fallen.“ 
17.03.2009: KREBS-ALARM: Wie krank machen uns die großen Pötte ? 
„Mehr als 42 000 Schiffe passierten 2008 den Nord-Ostsee-Kanal. An den Schleusen von 
Brunsbüttel und Kiel-Holtenau warten die Schiffe bis zu einer Stunde auf Weiterfahrt. Die 
Maschinen laufen, die Schornsteine qualmen. Jetzt schlägt ein Arzt Alarm: „Unter den An-
wohnern häufen sich Fälle von Krebs!“ Sind große Pötte, die mit Billig-Diesel fahren, die 
Ursache?“ 
22.08.2007: Internet Blog zu „MÜLLVERBRENNUNG“ 
“Bunker-C Öl” ist ein Rückstandsprodukt aus dem Raffinatsprozess der Mineralölindustrie. 
Also mit Schadstoffen belastetes Schweröl! Man kann auch sagen, dass Schiffe genehmi-










 Rein rechtlich muss der Umgang mit diesen Fragestellungen der gleiche, wissenschaftlich 
fundierte sein, wie bei den zuvor genannten. Beachtet man jedoch den Einfluss solcher Fra-
gen auf die mediale Berichterstattung und damit auf die Außenwirkung von Neu- und Aus-
bauvorhaben, muss der Umgang mit den Betroffenen zusätzlich durch emotionale Behutsam-
keit und eine allgemeinverständliche Sprachwahl geprägt sein. Die Wahrnehmung von Be-
troffenen, dass – auch auf für den Fachmann möglicherweise nicht nachvollziehbare – Ängste 
Bezug genommen wird, ist hinsichtlich der Außenwirkung nicht zu unterschätzen. 
 
6 Fazit 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens mit der 
Auslegung der Planunterlagen in den Gemeinden und der Veröffentlichung auf einschlägigen 
Internetportalen sowie den Erörterungs- und Anhörungsterminen gewährleistet. Auch wenn 
gezeigt werden kann, dass jegliche Grenzwerte eingehalten und Richtwerte nicht überschrit-
ten werden, bleibt bei den Betroffenen – zumeist Anwohner in unmittelbarer Nähe des Bau-
vorhabens – ein Gefühl der Verunsicherung zurück. Für eine möglichst reibungsfreie Ab-
wicklung einer Baumaßnahme empfiehlt es sich, diesen Personenkreis über das notwendige 
Maß hinaus in das Baugeschehen u. a. durch Öffentlichkeitsveranstaltungen und Führungen 
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Messkampagnen zur Erfassung der Lärmemissio-
nen und –immissionen an Bundeswasserstraßen 






Als Teil der mit dem Ausbau von Bundeswasserstraßen nach UVPG (Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung) erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung sind auch schall-
technische Untersuchungen durchzuführen. In Bezug auf den Luftschall ist der Umfang in 
den Empfehlungen für die Durchführung schalltechnischer Untersuchungen als Teil der was-
serbaulichen Planung (MAI 2006) dargestellt. Die Beurteilung des schifffahrtsbedingten Luft-
schalls stützt sich hierbei die auf die in der Bundesanstalt für Gewässerkunde erarbeitete „An-
leitung zur Berechnung der Schallausbreitung an Wasserstraßen (ABSAW)“ (BfG 2003), die 
Beurteilung des baubedingten Luftschalls auf die „Hinweise für die Berücksichtigung des 
Faktors ‚lärmintensive Baugeräte’ im Rahmen von Planfeststellungsverfahren beim Wasser-
bau (HBW)“ (BfG 2002).  
 
Zur Ausweitung der der ABSAW und der HBW zugrunde liegenden Datenbasis sind in 2009 
zwei Messkampagnen zur Erfassung schiffsbedingter Emissionen und Immissionen von Luft-
schall am Nord-Ostsee-Kanal sowie an der Hafenzufahrt Wismar bzw. eine Messkampagne 
zur Erfassung baugerätebedingter Emissionen und Immissionen von Luftschall an der 
Schleuse Obernau durchgeführt worden. 
 
Da u. a. aufgrund der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (2008/56/EG) auch die Thematik des 
Unterwasserschalls in Umweltverträglichkeitsprüfungen zukünftig stärker zu berücksichtigen 
ist, sind in 2009 an der Hafenzufahrt Wismar zeitgleich zu den Luftschallmessungen auch 
Messungen der Unterwasserschallimmissionen durchgeführt worden. 
 
Die verschiedenen Messungen zur Erfassung von schiffsbedingten Luft- und Unterwasser-
schallemissionen und –immissionen sowie die zur Erfassung von baugerätebedingten Luft-












 2 Messungen des Luftschalls am Nord-Ostsee-Kanal  
In Ergänzung zu einer im Zuge der Umweltverträglichkeitsuntersuchung für den Ausbau der 
Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals durchgeführten schalltechnischen Beurteilung (BfG 
2009) sind in der Weiche Königsförde am Nord-Ostsee-Kanal (NOK) vom 22.04.2009 bis 
zum 22.05.2009 Messungen der Schallimmissionen durchgeführt worden. Die Abb. 1 gibt 
eine Übersicht über die Lage der Messungen am NOK. Zur Überwachung des Kanals ist an 
einem Signalturm am NOK eine Mobotix-Digitalkamera zur ereignisgesteuerten Aufzeich-
nung von Schiffsvorbeifahrten und das Außenmikrophon des Schallpegelmessers „Brüel & 
Kjaer Schallanalysator 2250“ zur kontinuierlichen Aufzeichnung der A- und C-bewerteten 
Schallpegel und des linear bewerteten Terzspektrums sowie der ereignisgesteuerten Ge-
räuschaufzeichnung bei Schiffsvorbeifahrten installiert worden. Der eigentliche Schallpegel-
messer sowie der Computer zur Steuerung der Kamera sind witterungsgeschützt in der ehe-
maligen Leitwarte der Weiche Königsförde betrieben worden. Die Abb. 2 zeigt die Installa-
tion des Außenmikrophons und der Kamera an der Signalanlage der Weiche Königsförde. 
Zur Quantifizierung der Windbeeinflussung ist zusätzlich eine Wetterstation zur Messung 
von Luftdruck, Temperatur und Windgeschwindigkeit und Richtung eingesetzt worden. Die 
Auswertung der Schallmessung ist nur während windarmer Perioden durchgeführt worden. 
Durch die bei Schiffsvorbeifahrt durchgeführte Geräuschaufzeichnung ist auch eine Be-
schränkung der Auswertung auf Situationen ohne Nebengeräusch (wie z. B. Vogelzwit-
schern) möglich gewesen. 
Eine Übersicht über die während der nach DIN 18005 festgelegte Tagzeit (6 Uhr bis 22 Uhr) 
und während der Nachtzeit (22 Uhr bis 6 Uhr) festgestellten A-bewerteten, äquivalenten 
Schallpegel ist in Abb. 3 dargestellt. Der gemessene Schallpegel beträgt am Immissionsort 
zwischen 49 dB(A) und 59 dB(A). Die Unterschiede in den Schallpegeln gehen nur in sehr 
geringem Maße auf unterschiedliche Verkehre auf dem NOK zurück, sondern sind Folge 
unterschiedlicher Belegung des Liegeplatzes in der Weiche vor dem Schallpegelmesser. 
 
Abb. 1: Ort der Messung der Schallimmissionen im Bereich der Weiche Königsförde (Nord-
Ostsee-Kanal) – Deutsche Topographische Karte DTK5 (Quelle: Landesvermessungs-
amt Schleswig-Holstein) und Orthophoto (Quelle: WMS DOP40, Vermessungsverwal-










Abb. 2: Photographie der Installation des Außenmikrophons und der Digitalkamera an der 
Signalanlage der Weiche Königsförde (Photos: BfG, M1, D. Lippert) 
 
Abb. 3: A-bewerteter Schallpegel am Immissionsort am Rand des Nord-Ostsee-Kanals 
 
Neben dem in Abb. 3 dargestellten gemittelten Schallpegel sind für einzelne Schiffspassagen 
die Zeitreihen der Schallpegel LAeq, LAFmax, LAFmin, LCpeak sowie zum Zeitpunkt des maximalen 
A-bewerteten, äquivalenten Schallpegels das unbewertete Terzspektrum der Schallimmission 
ausgewertet worden. Die Abb. 4 zeigt beispielhaft eine Zeitreihe des Schallpegels und des 
Terzspektrums sowie eine Sequenz von Bildern der Digitalkamera für die Passage des Mehr-
zweckfrachters „Baltic Guide“ (Bruttoraumzahl: 7307, Tiefgang 6,7 m, Verkehrsgruppe 4). 
Die ergänzenden Schiffsinformationen sind den AIS-Datensätzen der Verkehrslenkung des 
NOK entnommen. Diese werden auch nachts zur Schiffsidentifizierung genutzt. Eine Zu-
sammenstellung der Schallimmissionspegel ausgewählter, die Weiche Königsförde in Rich-















Abb. 4: Ergebnis der Schallpegelmessungen am NOK bei Passage des Mehrzweckfrachters 
„Balic Guide“ – oben: Bildsequenz der Digitalkamera, Mitte: Zeitreihen der Schallpe-
gel LAeq, LAFmax, LAFmin und LCpeak in dB(A) bzw. dB(C), unten: Terzspektrum der 










Schallimmissionen ausgewählter Schiffe bei Passage der Weiche Königsförde in Richtung Brunsbüttel 
unter Angabe der Verkehrsgruppe, des Tiefgangs, der Bruttoraumzahl (BRZ) sowie des Schiffstyps 



















HH 204 2 1,5 533 barge 63,3 64,2 81,5 62,3 
PEGASUS 2 2,8 660 chem./ oil 62,7 64,8 88,9 60,9 
CLIPPER SIRA 3 4,3 2613 chem./ oil 63,0 64,7 87,4 61,0 
MINI ME 4 8,6 8539 chem./ oil 62,4 63,3 87,2 61,5 
HEIKE 3 5,0 2988 c.c. 61,9 63,0 79,6 60,0 
HEIKE 3 5,3 2988 c.c. 59,9 60,8 85,0 59,2 
UTE S. 3 5,8 2988 c.c. 59,1 60,2 89,4 58,3 
ANNABELLA 4 7,5 9981 c.c. 61,0 62,1 92,1 60,1 
BELUGA SENSATION 4 7,2 7660 c.c. 66,3 68,0 87,6 64,8 
ELECTRON 4 6,8 5056 c.c. 61,5 62,9 80,2 60,3 
EURO SNOW 4 6,6 6191 c.c. 64,6 66,2 93,2 63,4 
HANSE SPIRIT 4 7,1 7713 c.c. 66,3 68,0 87,6 64,8 
HERM J. 4 7,5 6454 c.c. 58,7 59,7 83,4 57,5 
ÖLAND 4 7,8 7519 c.c. 63,0 64,0 86,5 61,6 
OOCL NARVA 4 8,9 9981 c.c. 60,7 61,6 93,4 59,7 
OOCL ST. PETERSBURG 4 8,1 9981 c.c. 62,8 63,8 87,5 61,8 
SPICA 4 7,5 7550 c.c. 62,2 63,1 82,5 61,3 
TUCANA J. 4 6,9 8246 c.c. 71,7 72,5 95,6 70,8 
MAERSK RIJEKA 5 7,3 9991 c.c. 55,3 56,6 76,7 54,4 
JOSEF MOEBIUS 4 5,5 5949 dredger 69,7 71,1 96,7 68,0 
DIDE 1 2,4 207 g.c. 58,2 59,5 79,4 56,1 
BRAKE 2 3,5 603 g.c. 65,7 69,6 85,3 62,1 
ALDEBARAN 3 4,8 2337 g.c. 58,9 59,7 80,3 58,0 
ASPOE 3 3,8 3183 g.c. 63,8 70,6 92,5 60,8 
BALTIC NEWS 3 5,5 5603 g.c. 63,0 64,2 86,4 61,7 
DELFIN 3 5,6 2780 g.c. 60,1 62,9 87,5 55,5 
DUNE-2 3 3,5 2516 g.c. 67,5 74,6 87,0 64,1 
ELSEBETH 3 4,2 1636 g.c. 58,4 59,5 84,3 57,5 
ENISEY 3 2,5 1497 g.c. 58,2 59,2 88,6 57,2 
FAXBORG 3 4,2 924 g.c. 69,5 71,1 93,0 67,5 
JOLYN 3 5,0 2528 g.c. 65,1 66,2 87,1 64,2 
KADRI 3 5,8 3117 g.c. 63,4 65,4 81,8 61,5 
MARIETJE BENITA 3 4,7 2437 g.c. 59,0 70,0 81,0 46,0 
PANDA 3 4,5 2080 g.c. 53,7 57,7 74,0 51,9 
POET 3 5,7 2997 g.c. 59,8 60,5 89,3 58,9 
SKAGENBANK 3 3,7 2999 g.c. 60,0 61,6 81,1 58,6 
SKY VITA 3 5,6 2497 g.c. 64,5 65,8 83,2 62,8 
ULRIKEN 3 4,3 1470 g.c. 59,9 62,2 82,5 58,7 
BALTIC GUIDE 4 6,0 7307 g.c. 57,7 59,7 73,6 53,8 
NOVOMAR 4 6,2 3170 g.c. 62,9 63,7 90,9 61,4 
MSC INDIA 5 8,5 13258 g.c. 59,8 64,9 87,2 58,0 
MSC INDIA 5 8,5 13258 g.c. 60,3 61,2 87,2 59,4 
ORKA 1 1,2 75 research 65,9 66,8 92,3 65,0 
BREANT 3 4,5 5197 ro/ro 57,6 62,1 83,9 55,5 
BALTIC EXCELLENT 4 6,7 8407 ro/ro 68,2 69,4 91,9 66,7 
ESTRADEN 5 5,4 18205 ro/ro 64,0 64,8 94,6 63,1 
TRICA 6 7,7 28289 ro/ro 64,8 67,0 92,9 63,3 
CHIHUAHUA STAR 6 7,0 28112 ro/ro / pas. 64,5 65,4 99,9 63,7 
EMS PULL 2 3,6 140 tug 62,9 66,7 84,8 59,2 
 
Die in Tabelle 1 gegebenen Schallimmissionspegel sind zur Ausweitung der der ABSAW 
zugrunde liegenden Datenbasis in den die Schallemission charakterisierenden Schallleis-











 3 Messungen von Luft- und Unterwasserschall an der Zufahrt zum 
   Hafen Wismar  
In Ergänzung zu einer im Zuge der Umweltverträglichkeitsuntersuchung für das Vorhaben 
„Fahrrinnenanpassung, Anpassung der inneren Hafengewässer und Hafenausbau Wismar“ 
durchgeführten schalltechnischen Beurteilung (BfG 2010) sind nahe der Fahrrinne zum Ha-
fen Wismar an der Pier der Flüssiggutumschlagsanlage vom 22.10.2009 bis zum 01.12.2009 
Messungen der Schallimmissionen in Luft und Wasser durchgeführt worden. Die Abb. 6 gibt 
eine Übersicht über die Lage der Messungen an der Fahrrinne zum Hafen Wismar. Zur Über-
wachung der Fahrrinne ist an einem Gittermast an der Flüssiggutumschlagsanlage eine Mo-
botix-Digitalkamera zur ereignisgesteuerten Aufzeichnung von Schiffsvorbeifahrten und das 
Außenmikrophon des Schallpegelmessers „Brüel & Kjaer Schallanalysator 2270“ zur konti-
nuierlichen Aufzeichnung der A- und C-bewerteten Luftschallpegel und des linear bewerteten 
Terzspektrums sowie der ereignisgesteuerten Geräuschaufzeichnung bei Schiffsvorbeifahrten 
installiert worden. Das Hydrophon ist an einem Dalben der Flüssiggutumschlagsanlage in 
einer Wassertiefe von ca. 5 m (vorhandene Tiefe am Dalben: ca. 8 m) angebracht worden. 
Die Aufzeichnung des Unterwasserschallpegels ist mit dem Schallpegelmesser „Brüel & 
Kjaer Schallanalysator 2250“ für den linear bewerteten, den A- und den C-bewerteten Unter-
wasserschallpegel sowie das linear bewertete Terzspektrum kontinuierlich erfolgt. Eine Auf-
zeichnung des Unterwassergeräusches der Schiffsvorbeifahrten ist ereignisgesteuert durchge-
führt worden. Die eigentlichen Schallpegelmesser sowie der Computer zur Steuerung der 
Kamera sind witterungsgeschützt in der Leitwarte der Flüssiggutumschlagsanlage betrieben 
worden. Die Abb. 5 zeigt die Installation des Außenmikrophons und der Kamera sowie den 
Dalben mit Kabelführung zum Hydrophon an der Flüssiggutumschlagsanlage. Die Auswer-
tung der Luftschallmessung ist zur Vermeidung von Störgeräuschen während ruhenden Bau-
betriebs im Hafen (speziell nachts) durchgeführt worden; für die Auswertung des Unterwas-
serschalls haben keine Beschränkungen bestanden. Durch die bei Schiffsvorbeifahrt durchge-
führte Geräuschaufzeichnung ist auch eine Beschränkung der Auswertung auf Situationen 
ohne Nebengeräusch möglich gewesen. 
 
Abb. 5: Photographie der Installation des Außenmikrophons und der Digitalkamera an der 










Abb. 6: Ort der Messung der Schallimmissionen an der Flüssiggutumschlagsanlage im Hafen 
Wismar – Deutsche Topographische Karte DTK5 (Quelle: Landesvermessungsamt 
Mecklenburg-Vorpommern) und Orthophoto (Quelle: WMS DOP40, Vermessungs-
verwaltungen der Bundesländer und Bundesamt für Kartographie und Geodäsie) 
 
Exemplarisch zeigt Abb. 7 eine Zeitreihe des Luftschallpegels sowie des Terzspektrums für 
die Passage des Mehrzweckfrachters „Line“. Daneben ist in Abb. 8 eine Zeitreihe des Unter-
wasserschallpegels sowie des Terzspektrums bei Passage des Frachters „Line“ (Bruttoraum-
zahl: 2973, tons dead weight: 3850, Tiefgang 6,0 m, Länge 93,65 m, Breite: 14 m) gegeben.  
























unter Verwendung eines Bezugsdrucks von p0 = 1 µPa erfolgt (im Gegensatz zu dem für 
Luftschall festgelegten Bezugsdruck von 20 µPa).  
Die ergänzenden Schiffsinformationen sind den durch den Hafen Wismar bereitgestellten 
AIS-Datensätzen entnommen. Diese werden auch nachts zur Schiffsidentifizierung genutzt.  
Das Spektrum des Unterwasserschalls weist eine deutliche Begrenzung bei geringen Fre-
quenzen, d. h. unter ca. 125 Hz, auf. Dies ist auf die geringe Wassertiefe im Bereich der Ha-
fenzufahrt zurückzuführen. 
Zur Charakterisierung der Messungen von Luftschall und Unterwasserschall sind für jede 
Schiffspassage jeweils die A-bewerteten Schallpegel LAeq, LAFmin, LAFmax, der C-bewertete 
Schallpegel LCPeak sowie die Frequenz des Maximums im Terzspektrum ermittelt worden. 
Für die Unterwasserschallimmissionen ist eine Zusammenstellung ausgewählter, die Flüssig-


















Abb. 7: Ergebnis der Luft-Schallpegelmessungen an der Flüssiggutumschlaganlage bei Passage 
des Mehrzweckfrachters „Line“ – oben: Zeitreihen der Schallpegel LAeq, LAFmax und 
LAFmin in dB(A), unten: Terzspektrum der Schallimmission zum Zeitpunkt des maxima-
len LAeq (Photo: BfG/M1, D. Lippert; Aufnahme nicht zum Zeitpunkt der Messung) 
 


















dB 16.11.2009 04:11:05 - 04:11:10
Hz
Luftschallpegel in dB (A) 
Linear bewertetes 















Abb. 8: Ergebnis der Unterwasser-Schallpegelmessungen an der Flüssiggutumschlaganlage bei 
Passage des Mehrzweckfrachters „Line“ – oben: Zeitreihen der Schallpegel LAeq,  
LAFmax, LAFmin und LCPeak in dB(A) bzw. dB(C), unten: Terzspektrum der Schallimmis-
sion zum Zeitpunkt des maximalen LAeq (Photo: BfG/M1, D. Lippert; Aufnahme nicht 
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 Tabelle 2 
Unterwasser-Schallimmissionen ausgewählter Schiffe bei Passage der Flüssiggutumschlagsanlage  
des Hafens Wismar in Richtung Ostsee unter Angabe der Länge, der Breite, des Tiefgangs, der  























Anders Rousing 69,0 11,3 1324 1550 3,6 400 109,8 110,1 125,4 108,0 
Christa Kerstin 81,4 11,9 1768 2781 3,0 400 110,9 111,1 129,3 109,2 
Dyna Bulk  90,4 14,0 2732 3825 4,3 400 120,3 120,6 134,5 118,6 
Hagland Borg (Nov.) 88,0 12,9 2456 - 5,1 315 112,9 112,7 130,1 108,4 
Hagland Borg (Okt.) 88,0 12,9 2456 - 5,1 315 111,8 111,8 128,5 108,5 
Linda 90,0 14,5 2586 3100 5,6 250 106,4 105,7 122,7 101,5 
Line 93,7 14,0 2973 3850 6,3 200 120,0 120,1 135,4 117,7 
Michelle 94,4 15,6 3123 4240 6,4 250 131,4 131,3 150,4 125,0 
Mistral 68,4 10,6 1064 1200 2,6 160 112,3 112,8 131,1 109,7 
Poprad 81,2 11,4 1567 1700 3,3 400 113,6 114,1 129,8 111,9 
Rusich 6 128,2 16,7 4970 5485 4,3 400 111,7 112,2 130,2 109,6 
Sarah Rousin 82,4 10,0 1456 1700 3,5 500 101,6 101,9 116,0 99,9 
Scharhörn 56,1 14,0 1305 - 4,6 200 111,1 110,4 126,3 106,8 
Süderau 88,0 12,8 2461 3670 5,2 800 104,9 105,5 120,6 102,2 




3 Messungen der Lärmimmissionen von Baugeräten 
In Vorbereitung zu einer im Zuge der Umweltverträglichkeitsuntersuchung für das Vorhaben 
„Neubau Staustufe Obernau“ zu erstellenden schalltechnischen Beurteilung sind während 
Proberammungen am linken Ufer im Bereich der Schleuse Obernau im Juli und August 2009 
Messungen der Schallimmissionen verschiedener Rammverfahren durchgeführt worden. Die 
Abb. 9 gibt eine Übersicht über die Lage der Messungen im Bereich der Schleuse Obernau. 
Für die Lärmmessungen ist ein Schallpegelmesser vom Typ „Brüel & Kjaer Schallanalysator 
2270“ zur kontinuierlichen Aufzeichnung der A- und C-bewerteten Luftschallpegel, des line-
ar bewerteten Terzspektrums sowie zur Geräuschaufzeichnung eingesetzt worden. Der 
Schallpegelmesser ist mit Abständen von 16 m bis 23 m zu den Einsatzorten der Rammgeräte 
betrieben worden. Die Abb. 10 stellt exemplarisch eine Messposition des Schallpegelmessers 
zur Erfassung der Schallimmissionen einer Schlagramme dar. Neben den Schallimmissionen 
einer Schlagramme vom Typ „Fambo HR Hydraulikhammer mit Starrmäkler RG 21 T“ sind 
zudem Untersuchungen für Vibrationsrammungen mit dem Gerätetyp „RTG-MR 125V-01 
mit Starrmäkler RG 21 T“ jeweils bei Einbringung von Spundbohlen durchgeführt worden. 
Exemplarisch für die Schlagramme ist in Abb. 11 ein Ergebnis der Schallimmissionsmessung 
gegeben. Aus der Zeitreihe des Schallpegels ist deutlich der Schlagtakt der Ramme mit ca. 
0,5 s-1 zu erkennen. Das Schallspektrum ist für den Frequenzbereich von 80 Hz bis 3150 Hz 
recht homogen. Der A-bewertete Schallpegel am Immissionsort (22,80 m entfernt vom 
Rammgerät) beträgt im 1s-Intervall des Rammschlags etwa 98 dB(A), der C-bewertete etwa 










Abb. 9: Ort der Messung der Schallimmissionen an der Rammfläche 1 im Bereich der Schleuse 
Obernau (Main) – Deutsche Bundeswasserstraßenkarte mit Vorplanung für den Neu-
bau einer 2. Schleuse DBWK (Quelle: WNA Aschaffenburg) und Orthophoto (Quelle: 
WMS DOP40, Vermessungsverwaltungen der Bundesländer und Bundesamt für Kar-
tographie und Geodäsie) 
 
Abb. 10: Photographie der Aufbaus des Schallpegelmessers im Bereich der Rammfläche 1 in 
einem Abstand von 22,80 m zur Schlagramme (Photos: BfG, M1, S. Mai) 

















Abb. 11: Ergebnis der Schallpegelmessungen in einem Abstand von 22,80 m von einer zum 
Einbringen von Stahlbohlen eingesetzten Schlagramme (Typ: Fambo HR Hydraulik-
hammer mit Starrmäkler RG 21 T) – oben: Zeitreihen der Schallpegel LAeq, LAFmax und 
LAFmin in dB(A) sowie LCPeak in dB(C), unten: Terzspektrum der Schallimmission wäh-
rend des Schlagtakts  
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4 Zusammenfassung und Ausblick 
Durch die Bundesanstalt für Gewässerkunde sind als Teil von Umweltverträglichkeitsstudien 
für verschiedene Ausbauvorhaben der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung Messungen der 
Luft- und Unterwasser-Schallimmissionen von Seeschiffen sowie der Luft-Schallimmissio-
nen von Baugeräten durchgeführt worden. Diese Messungen dienen der Absicherung und 
Ergänzung von in der „Anleitung zur Berechnung der Schallausbreitung an Wasserstraßen“ 
bzw. in den „Hinweisen für die Berücksichtigung des Faktors ‚lärmintensive Baugeräte’ im 
Rahmen von Planfeststellungsverfahren beim Wasserbau“ gegebenen Berechnungsansätzen 
zur Prognose des schiffsbedingten bzw. baubedingten Lärms. Die hier dargestellten Schall-
immission werden nach Umrechnung in Schallleistungspegel (d. h. Schallemission) in die in 
der BfG vorhandenen Datenbanken zu Lärm von Baugeräten und Schiffen einfließen. Für das 
Gebiet des Unterwasserschalls stellen die Messungen den Grundstock für einen Katalog 
schifftypenspezifischer Schallemissionen und –immissionen bei begrenzter Wassertiefen dar. 
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Aktuelle Maßnahmen zur Verminderung  






Die Seeschifffahrt erbringt nicht nur ca. 95 % des weltweiten Warenverkehrs, sondern verur-
sacht durch diese umfassenden Transportleistungen auch Emissionen. Dazu zählen vor allem 
Emissionen durch mitgeführte Ballastwasser und Anstriche der Schiffskörper, aber auch  
Emissionen von Luftschadstoffen, Treibhausgasen oder Schallemissionen. 
Der Seeverkehr unterliegt dabei internationalen Regelungen und Vereinbarungen. Hinsicht-
lich der technischen Standards werden diese Regelungen von entsprechenden Klassifizie-
rungsgesellschaften bewertet, die sowohl Schiffsneubauten überprüfen, als auch die fahrende 
Flotte betreuen.  
Rechtliche Vereinbarungen mit Schifffahrtsbezug werden in der International Maritime Or-
ganization (IMO) getroffen. Grundlage für Umweltschutzmaßnahmen in der Seeschifffahrt 
sind die Regelungen MARPOL-Konvention von 1973 und ihrer Anlagen, die nach aktuellem 
Stand folgende Bereiche umfassen:  
Anlage I: Verhütung der Verschmutzung durch Öl 
Anlage II: Verhütung der Verschmutzung durch schädliche flüssige Stoffe  
(Chemikalien) 
Anlage III:  Verhütung der Verschmutzung durch Schadstoffe, die in verpackter  
Form befördert werden (Schadstofftransporte) 
Anlage IV:  Verhütung der Verschmutzung durch Schiffsabwasser 
Anlage V:  Verhütung der Verschmutzung durch Schiffsmüll 
Anlage VI:  Regeln zur Verhütung der Luftverunreinigung durch Seeschiffe  
 
Darüber hinaus gelten in bestimmten Bereichen auch nationale und europäische Vorschriften. 
Im Weiteren wird ein kurzer Überblick über die Bereiche Luftschadstoffe und Schallemissio-
nen gegeben. 
 
2 Emissionen der Seeschifffahrt  
Die Ermittlung und Beurteilung der Emissionen von Luftschadstoffen und Lärm aus dem 
Schiffsverkehr sind Bestandteil von Planungen an Bundeswasserstraßen und in Häfen. Bei 
einer Beurteilung ist zu beachten, dass für die Seeschifffahrt unterschiedliche Regelungen 
gelten, die sowohl von internationalen Gremien (IMO) verabschiedet, als auch durch europäi-











2.1 Luftverunreinigungen durch Seeschiffe  
2.1.1 Rechtliche Vorgaben 
Seeschiffe sind im Vergleich der Verkehrsträger die energieeffizientesten Transportmittel. Da 
jedoch mehr als 95 % des gesamten Welthandels mittels Seeschiffen abgewickelt werden, 
sind diese absolut dennoch für ca. 3 % des weltweiten Ausstoßes an Treibhausgasen (CO2) 
verantwortlich.  
Relevant sind außerdem Emissionen an Schwefeldioxid (SO2) und Stickstoffoxiden (NOx), da 
diese als Schadstoffe direkte Umwelteinwirkungen haben.  
Schiffsemissionen sind nicht nur auf Häfen begrenzt, haben jedoch in den Häfen und den 
küstennahen Regionen die größten Auswirkungen, da hier die Bevölkerungsdichte ver-
gleichsweise hoch ist. 
Eine grundlegende Fragestellung zur Reduzierung ist demnach, wo diese anzusetzen hat. 
Dies kann an der Quelle, also auf den Schiffen geschehen, aber auch im Bereich der für den 
Menschen größten Einwirkung, also z. B. an Liegeplätzen. Daneben taucht die Frage auf, ob 
und wie besonders sensible Gebiete zu schützen wären.  
Die IMO hat dementsprechend Regelungen erlassen, die zur Wahrung der Wettbewerbs-
gleichheit für die gesamte Seeschifffahrt weltweit gültig sind. Diese Regeln führen verbindli-
che Obergrenzen für die Schadstoffe SOx und NOx ein. Bei den SOx wird dies erreicht, indem 
die Qualität des Schiffsbrennstoffes hinsichtlich seines Schwefelgehaltes geregelt wird (siehe 
Tabelle 1).  
 
Tabelle 1 
Grenzwerte der IMO für den Schwefelgehalt im Schiffsbrennstoff  
≤ 1,50 % bis zum 01. Juli 2010  
≤ 1,00 % ab 01. Juli 2010  
Innerhalb der Emissions-
kontrollgebiete  
≤ 0,10 % ab 01. Januar 2015 (Angleichung an Liegeplatzbestim-
mung nach EU-Schwefelrichtlinie)  
≤ 4,50 % bis zum 01. Januar 2012  
≤ 3,50 % ab 01. Januar 2012  
Außerhalb der Emissions-
kontrollgebiete  
≤ 0,50 % ab 01. Januar 2020, abhängig vom Ergebnis des 2018 
durchzuführenden Reviews  
 
Weltweit existieren aktuell nur 2 Emissionskontrollgebiete (Emission Control Area), in denen 
Regelungen zum Schwefelgehalt gelten. Diese umfassen die Ostsee, Nordsee und den Är-
melkanal (siehe Abb. 1). Eine Ausweisung des Mittelmeeres als (S)ECA wird aktuell eben-
falls diskutiert, nur sind hier alle Anrainer mit einzubeziehen. Die Ost- und Westküsten der 
USA und Kanadas sollen auf Antrag in Kürze ebenfalls als ECA ausgewiesen werden, so 
dass dann auch in diesen Bereichen die niedrigeren Werte gelten.  
Langfristig ist mit diesen Regelungen zum Schwefelgehalt ein Ausstieg aus der Schweröl-
verbrennung auf Seeschiffen beschlossen worden. Ein Sekundäreffekt, der dadurch ebenfalls 











Abb. 1: SECA (Sulphur Emission Control Area) für Ostsee, Nordsee und Ärmelkanal  
(Quelle: GL boxmail 02/07 vom 05.11.07) 
 
Für die bei Verbrennungsvorgängen entstehenden Stickoxide (NOx) sind seitens der IMO 
ebenfalls Grenzwerte festgelegt worden, die mittels technischer Maßnahmen oder Nachrüs-
tungen eingehalten werden können. Je nach Größe der Schiffsmaschinen führt dies zu Redu-
zierungen an NOx von 15-20% von Januar 2011 und 80% von Januar 2016 an.  
2.1.2 Technische Minderungsmöglichkeiten 
Die Reduktionsmöglichkeiten von Luftschadstoffen (siehe Tabelle 2) sind in erster Linie dar-
auf ausgerichtet, die gesetzlichen Vorschriften einzuhalten. Darüber hinaus werden auch 
technologische Entwicklungen geprüft, die über diese Vorgaben hinausgehen, für die Reede-
reien jedoch wirtschaftlich sinnvoll sind. So werden Forschungen betrieben, die zu einer Re-
duzierung des Kraftstoffverbrauchs und damit auch zu Verringerung der Abgasmengen bei-
tragen. Vorhandene Technologien zur Abgasnachbehandlung müssen in Testreihen auf die 
Bedingungen an Bord von Seeschiffen angepasst werden, um im Einsatz ihre Funktionsfä-
higkeit zu behalten.  
Auch neuartige Antriebstechnologien wie moderne Zugdrachen, Flettnerrotoren oder Brenn-
stoffzellenantriebe befinden sich in den verschiedenen Stadien der Erprobung. Außerdem 
wird verstärkt in die Optimierung der Schiffsabmessungen, des Designs und des Rumpfan-
strichs investiert.  
 
Tabelle 2 
Reduktionsmöglichkeiten von Luftschadstoffen  
Schiffsbrennstoffe Einsatz verschiedener Qualitäten (Schweröl, Marinediesel Destillate)  
Kontrollierte Kraftstoffeinspritzung  
Direkte Wassereinspritzung  
Maschinentechnologie 
Anpassung Steuerzeiten 






Geschwindigkeitsreduzierung Maßnahmen im Hafen 











Die Nutzung landseitiger Energie im Hafen in Form von Strom, Gas oder Flüssiggas für See-
schiffe wird aktuell sehr prominent diskutiert. Doch wie so oft liegt auch hier der „Teufel im 
Detail“. So werden Landstromanschlüsse für Binnenschiffe in Hamburg bereits seit 1993 an 
verschiedenen Stellen des Hafens angeboten und genutzt. Für Seeschiffe sind jedoch durch 
die bevorzugte Mittelspannung unterschiedliche und deutlich konfliktreichere Anforderungen 
zu beachten, wie z. B.: 
> Fehlende Normung der technischen Einrichtungen auf Schiffseite und Landseite  
> Technische Lösungen zur Verzahnung technischer Systeme (Frequenz, Spannung, 
Netzqualität, Transformatoren) 
> Überspannungsschutz von Land- und Schiffsnetz 
> Handhabung, tideabhängige Kabelzuführung 
> Kommunikationsverbindungen (z. B. Not-Aus) 
> Personenschutz, Brandschutz, Sicherheitssysteme 
> Verantwortlichkeiten, Haftungsregelungen 





Aufgrund der Vielzahl an Randbedingungen, die in jedem Hafen für jedes Schiff und für je-
den Liegeplatz eine Einzelentscheidung erfordern, ist gegenwärtig nicht von einer umfassen-
den Installation von Landstromverbindungen in Häfen auszugehen. Deshalb wird nach weite-
ren Alternativen gesucht, um den Betrieb der häufig in unmittelbarer Stadtnähe anlegenden 
Schiffe emissionsärmer zu gestalten. Eine der Überlegungen, die insbesondere für die Kreuz-
schifffahrt interessant werden könnte, ist eine Versorgung während der Liegezeit mit Flüssig-
gas bzw. verflüssigtem Erdgas (liquified natural gas – LNG). In diesem Fall sind die techni-
schen Anforderungen weniger komplex, jedoch die Sicherheitsvorschriften strenger. Außer-
dem sind die Schiffe so nachzurüsten, dass sie sowohl flüssigen, als auch gasförmigen Brenn-
stoff verwenden können.  
Eine weitere Maßnahme zur Luftverbesserung, die in Hamburg bereits umgesetzt ist, ist die 
Verwendung von Brennstoffen höherer Qualität für die Fahrzeuge der Hafenverwaltung, 
technische Geräte sowie sonstige hafeninterne Verkehre. Während dies in Seehäfen zum 
größten Teil noch freiwillig geschieht und mittels Anreizen gefördert wird, sind für die Bin-
nenschifffahrt die entsprechenden Vorschriften verpflichtend umgesetzt.  
 
2.2 Schallemissionen in Häfen  
Häfen sind Knotenpunkte von Verkehrsströmen, aber auch Bereiche mit hoch verdichteten 
Ansiedlungen von Industrie, Gewerbebetrieben, Logistikunternehmen und Umschlagseinrich-
tungen. Durch diese Bündelungsfunktion auf sehr engem und meist auch begrenztem Raum 
ergeben sich deutliche Umwelteinflüsse, neben den Luftschadstoffemissionen vor allem 
Schallemissionen. An den Grenzen der Häfen können diese zu Problemen führen.  
Zur einheitlichen Erfassung und Bewertung dieser Schallemissionen wurde die EU-









> Gewährleistung eines hohen Gesundheits- und Umweltschutzniveaus 
> Ermittlung der Belastung durch Umgebungslärm anhand von Lärmkarten 
> Information der Öffentlichkeit über Umgebungslärm und seine Auswirkungen 
> Verhinderung oder Minderung schädlicher Auswirkungen durch Umgebungslärm 
> Aktionspläne durch die Mitgliedstaaten 
 
Die Lärmkartierungen und die Aufstellung von Minderungsplänen werden in einem Zyklus 
von 5 Jahren wieder neu erstellt, in 2010 in einem verfeinerten Maßstab.  
 
2.2.1 Projekt NoMEPorts 
Da für Häfen keine eigenen Bestimmungen in dieser Richtlinie enthalten waren, Häfen je-
doch aufgrund ihrer Konzentrationswirkung und der meist hohen Stadtnähe besonders von 
der Lärmproblematik betroffen sind, wurde von den Hafenverwaltungen Hamburg, Amster-
dam, Livorno, Kopenhagen, Valencia und Civitavecchia (Rom) als Partner ein EU-life-Pro-
jekt begonnen, in dem Kartierung und Bewertung für Häfen einheitlich vorgenommen wur-
den. Die Ergebnisse dieses Projektes NoMEPorts (Noise Management in European Ports) 
konnten wesentlich zu den städtischen Lärmkartierungen beitragen und sind in Hamburg  
direkt von der für das Land zuständigen Umweltbehörde übernommen worden.  
Grundlage der Kartierung war die Quellenermittlung, zu der im Hafen die Verkehrsträger 
Schiffe, Binnenschiffe, Lkw und Bahn gehörten. Außerdem wurden Industrie- und Gewerbe-
betriebe sowie Logistikzentren, maritime Nutzungen (Werften) mit den jeweiligen Betriebs-
zeiten erfasst. Entsprechend der EU-Vorgaben wurden die Lärmimmissionen getrennt nach 
den Quellen berechnet. Ein wesentliches Ergebnis in Hamburg war, dass die Schallemissio-
nen des Schiffsverkehrs so gering sind, dass sie nach der Berechnung keinen Einfluss auf die 
umgebenden Stadtviertel haben. Hier sind die Emissionen der gewerblichen Nutzungen und 
vor allem des Verkehrs die wesentlichen Lärmverursacher.  
In einem weiteren Schritt wurden die Immissionswerte und die Daten der Bevölkerungsver-
teilung miteinander verbunden und die Anzahl von Lärmbetroffenen in Pegelklassen ermit-
telt. Auf diese Weise können Schwerpunkte abgeleitet werden, in welchen Gebieten Lärm-
minderungsmaßnahmen einen besonders hohen Effekt für die Wohnbevölkerung haben, da 
die Verringerung der Anzahl Lärmbetroffener im Vordergrund steht.  
 
2.2.2 Maßnahmen zur Lärmreduzierung  
Eine Lärmreduzierung ist durch verschiedene Maßnahmen möglich, die sich generell in fol-
gende Gruppen einteilen lassen:  
> Verminderung von Lärmimmissionen (passiver Schallschutz, z. B. durch Schall-
schutzfenster, geschlossene vorgehängte Glasfassaden etc.) 
> Vermeidung und Verminderung von Lärmemissionen (aktiver Schallschutz, Redu-
zierung an der Quelle) 
> Räumliche Verlagerung von Emissionen, Verringerung der Ausbreitungsmöglichkei-











> auf Planungsebene 
- Hafenplanungsrecht 
- Kommunales Planungsrecht 
- Planung auf betrieblicher Ebene 
> Lärmmanagement im Hafengebiet 
 
Im Zusammenhang mit dem Projekt NoMEPorts wurden Maßnahmen erarbeitet, die mit pla-
nerischen oder Managementansätzen zu einer Lärmreduzierung beitragen können. Daneben 
wurden mit Terminalbetreibern Verfahren entwickelt, den Betriebslärm im Hafenbereich zu 
mindern. So konnten durch die Zusammenarbeit der Beteiligten neue technische Geräte ent-
wickelt und erprobt werden, die deutlich schallärmer sind als herkömmliche. Auch der Ar-
beitsablauf auf den Betriebsgeländen wurde unter Beachtung von Schallentstehung und 
Schallausbreitung neu organisiert. 
Langfristiges Ziel in der Hafenplanung und der Stadtplanung sollte, als Ergebnis aus dem 
NoMEPorts-Projekt, die Einführung eines Lärmmanagements sein. Dadurch sollen bereits in 
der Planungsphase, z. B. bei der Erstellung von Flächennutzungsplänen, die Themen Lärm-
vermeidung/Lärmverminderung beachtet werden. Mit einer solchen Vorgehensweise kann 
erreicht werden, dass lärmintensive Tätigkeiten und besonders schützenswerte Nutzungen so 
angeordnet sind, dass die Lärmauswirkungen gemindert werden. Dies erfordert sowohl bei 
der Ansiedlungsplanung, als auch bei der Ausrichtung von Gebäuden bzw. detaillierteren 
Flächennutzungsplänen genaue Abstimmungen, die auch im Umfeld vorhandene Nutzungen 
beachten. So können entsprechende Gebiete mit gemischter Nutzung eine Pufferfunktion 
zwischen Wohngebieten und stark verdichteten Industriegebieten bzw. Hafenarealen über-
nehmen.  
 
3 Zusammenfassung und Ausblick 
Schiffsemissionen sind in den vergangenen Jahren verstärkt in die öffentliche Wahrnehmung 
getreten. Eine größere Verbreitung haben dabei die Diskussionen um Luftschadstoffe gefun-
den, die sich vor allem auf die Verwendung von Schweröl in der Seeschifffahrt fokussierten.  
Die für den internationalen Schiffsverkehr zuständige Einrichtung der IMO hat bereits früh-
zeitig Regelungen erlassen, nach denen Maßnahmen zur Verringerung von Schiffsemissionen 
umgesetzt werden. So wurden Emissionskontrollgebiete eingerichtet, in denen die Schwefel-
emissionen geregelt sind. Diese sollen sowohl räumlich (Nordamerika), als auch schadstoff-
seitig (Stickoxide) ausgeweitet werden.  
Weitere Maßnahmen beziehen sich auf Anpassungen in der Schiffstechnik, die Nutzung al-
ternativer Antriebe oder die Verwendung landseitiger Energie. All dies führt mittel- und lang-
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Obwohl die Emissionen von Luftschadstoffen und Lärm, die durch Binnenschiffe verursacht 
werden, im Vergleich gering sind, ist nicht zu bestreiten, dass der ökologische Vorsprung 
durch die Anstrengungen im Bereich der anderen Verkehrsträger abnimmt, sofern nicht auch 
beim „nassen Verkehrsträger“ entsprechende Maßnahmen zur Reduktion dieser Emissionen 
ergriffen werden. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) entwickelt seine 
Vorstellungen und Initiativen hier in mehrere Richtungen. 
 
2 Drei-Säulen-Ansatz  
Das BMVBS versucht, sich mittels eines Drei-Säulen-Ansatzes mit der Problematik der  
Emissionsminderung auseinanderzusetzen, Ideen zu entwickeln, Initiativen zu ergreifen und 
somit Gegenwart und Zukunft zu gestalten. 





 Unterstützung von 
Maßnahmen 
 
 Vorbereitung neuer 
Standards 
 Mindeststandards  höhere Standards  Ermittlung von Rah-
menbedingungen 
 von jedermann ein-
zuhalten 
 freiwillige Basis  Prüfung der Auswir-
kungen 
 ggf. Bebußung bei  
Verstoß 
 ggf. werbewirksam 
einsetzbar 





 Prüfung der Über-
nahme von Lösun-
gen aus anderen  
Bereichen 










3 Fordern (Gesetzgebung) 
Die Rechtssetzung hinsichtlich der Luftschadstoff- und Lärmemissionen erfolgt i. d. R. im 
internationalen Bereich. Für die Binnenschifffahrt sind hier von Bedeutung: 
> die Bestimmungen der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR):  
Die technischen und ökologischen Anforderungen enthält die Rheinschiffsuntersu-
chungsordnung (RheinSchUO).  
> die Bestimmungen der Europäischen Union (EU): 
Die technischen Anforderungen und die Anforderungen an die Lärmemissionen ent-
hält die Richtlinie 2006/87/EG mit einer Reihe von Änderungsrichtlinien.  
Die ökologischen Anforderungen bzgl. der Abgasemissionen enthält die RL 
97/68/EG, geändert durch RL 2004/26/EG. 
Die EU hat zudem Anforderungen für Kraftstoffe festgelegt. Die neuesten Bestim-
mungen sind in RL 2009/30/EG enthalten. 
Sowohl die EU- als auch die ZKR-Bestimmungen sind in deutsches Recht umgesetzt worden 
(BinSchUO, BinschAbgasV, 3. BImSchV). 
Zu den technischen Vorschriften kommen Betriebsbestimmungen hinzu, die auf dem Rhein 
international verbindlich, im Rahmen der EU an Hand von Empfehlungen der UNECE erlas-
sen wurden. Entsprechende nationale Regelungen setzen diese Bestimmungen um (u. a. 
BinSchStrO und RheinSchPVE). Zusätzlich kann das BMVBS mittels spezieller Verordnun-




Bestehen heute noch parallele Regelungen für den Rhein (Tabelle 1) und die EU (Tabelle 2), 
wird es zukünftig eine gemeinsame Weiterentwicklung mit dem Ziel geben, in mittlerer Zu-
kunft ähnliche Emissionswerte wie im Bereich der vergleichbaren Verkehrsträger zu errei-
chen. Dabei sollen die anspruchsvollen Werte über einen Zwischenschritt (Reduzierung um 
ca. 30 Prozent) in 2016 (Tabelle 3) in Kraft treten. 
Tabelle 1 
Derzeitig gültige Grenzwerte der ZKR  
(RheinSchUO Stufe 2 – gilt seit 2007 für alle Motoren) 
Nennleistung 









18 < PN < 37 5,5 1,5 8,0 0,8 
37 < PN < 75 6,5 1,3 9,2 0,85 
75 < PN <130 5,0 1,3 9,2 0,70 
PN > 130 5,0 1,3 
n > 2800 min-1 = 9,2 













 Tabelle 2 
Derzeitig gültige Grenzwerte der EU  
(RL 2004/26/EG Stufe 3A für Antriebsmotoren, Hilfsmotoren separate GW) 
Kate-
gorie 
Zylinderhubvolumen SV [l] 








V1:1 SV ≤ 0.9 and PN ≥ 37 5.0 7.5 0.4 
V1:2 0.9 ≤ SV < 1.2 5.0 7.2 0.3 
V1:3 1.2 ≤ SV < 2.5 5.0 7.2 0.20 
1.1.2007 
V1:4 2.5 ≤ SV < 5 5.0 7.2 0.20 
V2:1 5 ≤ SV < 15 5.0 7.8 0.27 
V2:2 
15 ≤ SV ≤ 20 and 
PN < 3300 
5.0 8.7 0.50 
V2:3 
15 ≤ SV < 20 and 
PN ≥ 3300 
5.0 9.8 0.50 
V2:4 20 ≤ SV < 25 5.0 9.8 0.50 




Zukünftige Grenzwerte der EU und ZKR 
(RL 97/68/EG Vorschläge für Stufe IV ab 2016) 
CO [g/kWh] HC [g/kWh] NOx [g/kWh] PT [g/kWh] 
EUROMOT ZKR EUROMOT ZKR EUROMOT ZKR EUROMOT ZKR 
3,5 2,5 0,19 0,19 1,8 0,4 0,04 0,025 
Vorschläge EUROMOT (Motorenindustrie) und ZKR 
 
Heute (ZKR > 130 kW) 
5,0 (30 %  50 %)* 1,3 (85 %  85 %) 9,2 (80 %  96 %) 0,54 (93 %  95 %) 
 
Schwere Nutzfahrzeuge (ESC Zyklus; EURO VI ) ab 1.1.2013 
1,5  0,4 0,01 
* Die Werte in den Klammern bedeuten die prozentuale Minderung der Stufe IV (s. Zeile 3) zum heutigen Wert. 
3.2 Emissionen durch Kraftstoffe 
Schon in sehr naher Zukunft (Abb. 2) werden in Europa für Binnenschiffe bzgl. des Schwe-
felanteils im Kraftstoff Grenzwerte eingeführt, die denen des Kraftstoffes für moderne Nutz-








Abb. 2: Schwefelanteil im Kraftstoff für Binnenschiffe 
heute 
RL 1999/32/EG (national 3. BImSchV) 1000 ppm 
 
morgen (1.1.2011) 










Aktuell gelten für den Verkehrslärm international die Grenzwerte der RheinSchUO bzw. der 
RL 2006/87/EG, die national durch die BinSchUO umgesetzt sind: 
> Fahrgeräusch im Abstand 25 m 75 dB(A) 
> Geräusch liegender Schiffe im Abstand 25 m 65 dB(A) 
> Übergangsbestimmungen 
 - Für Schiffe, die vor 1995 erstmals ein Schiffsattest erhalten haben, gilt der Grenzwert 
für liegende Schiffe erst ab 2015. 
 - Für Schiffe, die vor 1976 erstmals ein Schiffsattest erhalten haben, gelten beide Grenz-
werte erst ab 2015. 
> Übergangsbestimmungen der EG-Richtlinien, außerhalb des Rheins 
 - Die Frist für die Übergangsbestimmung ist deutlich länger (mind. 15 Jahre). 
 - Fahrgastschiffe (FGS) haben de facto Bestandschutz. 
 
Zukünftig wird angestrebt, diese Grenzwerte um 5 dB(A) zu senken und auch bereits in Be-
trieb befindliche Binnenschiffe verstärkt in die Bemühungen zur Senkung der Lärmgrenz-
werte einzubeziehen (siehe Nationales Verkehrslärmschutzpaket II, BMVBS 2009). 
3.4 Betriebsvorschriften 
Mittels Betriebsvorschriften werden national und international (i. d. R. örtlich und/oder zeit-
lich) die Emissionen (Lärm und/oder Luftschadstoffe) begrenzt oder können zukünftig be-
grenzt werden. Möglichkeiten hierfür sind u. a. 
> Geschwindigkeitsbegrenzungen  
> Fahr- /Liegeverbote für bestimmte Fahrzeuge (Bsp. Jetski, die nur auf bestimmten 
Strecken gefahren werden dürfen) 
> Begrenzung der maximalen Emissionen (Bsp.: Verbot des Einsatzes der Bordgene-
ratoren an Liegestellen, u. a über die DonauSchPV an Liegestellen im Raum Re-
gensburg oder VO zur Lärmbegrenzung in der Lübecker Bucht) 
> Einsatz von Landstromstellen, so genannte Stromtankstellen in Häfen und an Liege-
stellen 
 
4 Fördern (Förderprogramme) 
Die Bestimmungen zur 
Begrenzung der Emis-
sionen gelten i. Allg. für 
neue Schiffe oder Anla-
gen. Binnenschiffe 
erreichen sowohl vom 
Schiffskörper, als auch 
der Motorisierung hohe 




             Abb. 3: Alter von Schiffen und Motoren in der deutschen Binnen- 










 Um die bestehende Flotte dennoch in die Emissionsminderung einzubeziehen und damit ei-
nen hohen Nutzen für die Umwelt zu erzielen, hat das BMVBS Förderprogramme aufgelegt 
bzw. plant, dies in naher Zukunft zu tun. Zu nennen sind hier die Programme 
> zum Austausch alter Motoren gegen neue, emissionsärmere Motoren  
(Start 1.7.2007) 
- Austausch von Motoren 
- Nachrüstung mit Abgasnachbehandlungsanlagen 
> zur Modernisierung der Binnenschiffsflotte einschließlich innovativer Pilotprojekte 
(Start 1.9.2009), u. a. 
- Innovationen zur Steigerung der Energieeffizienz 
- Umsetzung der Übergangsbestimmungen für bereits in Betrieb befindliche Schiffe 
an die aktuellen Anforderungen (z. B. im Bereich Lärmemissionen) 
- Verbesserung der Energieeffizienz (Propulsion, Schiffsgestaltung, Tempomat, etc.) 
- Alternative Antriebe 
- Verbesserung der Umweltansprüche (z. B. im Bereich Schiffsabfälle) 
Das Ziel ist in allen Fällen, mittels Anreizen durch Austausch oder Modernisierung eine deut-
liche Entlastung der Umwelt zu erreichen. 
 
5 Forschung  
5.1 Übersicht 
Im Bereich Binnenschifffahrt und Abgasemissionen kann man sich dem Thema Forschung/ 
Innovation/Alternativen gut über nachfolgende Abb. 4 nähern. 
Liegen motorinterne Maßnahmen insbesondere im Fokus der Hersteller und scheint die Frage 
der Kraftstoffqualität zumindest für die Binnenschifffahrt vorerst zufriedenstellend gelöst, 
sieht das BMVBS ein hohes Potential bei Ansätzen zum Schiffsprojekt und bei der Abgas-
nachbehandlung, da die zukünftigen Emissionsgrenzwerte so gestaltet sind, dass nach derzei-
tiger Erkenntnis der Einsatz solcher Anlagen unumgänglich erscheint. 
 
5.2 Elektromotor (Hybridantrieb) 
Abbildung 5 zeigt die prinzipielle Anordnung eines solchen Systems. Der Vorteil liegt beim 
Einsatz eines Dieselmotors in der gleich bleibenden Drehzahl, da Lastwechsel über den Elek-
tromotor gesteuert werden. Wenn zudem mehrere kleine Dieselmotoren zum Einsatz kom-
men, kann die Zuschaltung der einzelnen Motoren zur Gesamtleistung stufenweise erfolgen. 
Damit können die Motoren optimiert betrieben werden. Dies sollte eine höhere Energieeffi-
zienz zur Folge haben. 
Nachteilig wirkt sich der möglicherweise stark erhöhte Wartungsaufwand aus. Die Frage der 
Energieeffizienz stellt sich bei voller Leistungsauslastung der Anlage neu, da dann mehrere 
Motoren mit entsprechend erhöhten Kraftstoffverbrauch zu betreiben sind. 
Selbstverständlich ist es auch möglich, einen Gasmotor direkt an die Propulsion zu schalten 
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 5.3 Gasantrieb (am Beispiel LNG) 
Verbrennungsmotoren wurden bereits in frühesten Tagen (Nicolaus Otto) mit Gas betrieben. 
Die Schifffahrt kennt Gas seit Jahrzehnten als Transportgut (LNG-Tanker). 
Das Volumen von Erdgas kann durch Herabkühlen auf -163 °C um den Faktor 600 verringert 
werden. Es wird dann als Flüssigerdgas (Abkürzung LNG für liquefied natural gas) bezeich-
net. LNG ist nicht brennbar. Da im Verflüssigungsverfahren Wasser, Staub, und Kohlenwas-
serstoffe entfernt werden, ist LNG wesentlich sauberer als normales Erdgas. 
 
Tabelle 4 
Vor- und Nachteile von Gasantrieben 
Vorteile  Nachteile 
100 % weniger Partikel- und Schwefeldioxidemis-
sionen 
• höhere Sicherheitsanforderungen 
70 % weniger Stickstoffoxidemissionen • größere Tanks 
25 % weniger Treibhausgasemissionen • fehlende Infrastruktur 
keine Abgasnachbehandlung • uneingeschränkter Betrieb unter bestimmten 
Bedingungen nicht möglich, u. a. wenn Lastan-
forderung bestimmte Aufschaltzeiten nicht  
überschreitet 
 Gasbetrieb derzeit nicht möglich bei Schiffsan-
lagen: 
 o mit direkter mechanischer Kopplung von 
Motor und Propeller oder 
 o mit stark schwankenden Energieanforde-
rungen im Manöverbetrieb 
 • bei der dynamischen Positionierung Motor nicht 
im Gasbetrieb fahrbar 
 
Tabelle 4 listet einige Vor- und Nachteile von Gasantrieben auf. Aufgrund der Nachteile 
werden heute Schiffsanwendungen, die einen Gasantrieb nutzen, zusätzlich mit einem Die-
selmotor ausgestattet, um diese Nachteile zu kompensieren. Es gibt auch Motoren, die um-
schaltbar mit Gas oder Dieselkraftstoff betrieben werden können. 
 
5.4 Brennstoffzelle 
Mit dem Haushaltsjahr 2006 startete das nationale Innovationsprogramm Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie mit dem Ziel: 
> die Forschungs- und Entwicklungskapazitäten in diesem Bereich mit Blick u. a. auf 
den Verkehr deutlich zu stärken 
> durch ein Paket abgestimmter Untersuchungen Einzelschritte für einen Fahrplan zur 
Wasserstoffwirtschaft im Bereich Verkehr und Gebäude festzulegen und die ökono-
mische und ökologische Tragweite zu bewerten 
> die Strategie dahingehend umzusetzen, dass Maßnahmen der Industrie finanziell 
flankiert werden  
Durch die Umsetzung konkreter Demonstrationsprojekte – so genannter „Leuchtturmprojek-
te“ – soll die Alltagstauglichkeit und Zuverlässigkeit der Technologie sowie einzelner Kom-










Abb. 6: Prinzipieller Aufbau und Wirkungsweise einer Brennstoffzelle 
(Quelle: Germanischer Lloyd 1998) 
 
 
Für das Programm wurden 6 Milliarden Euro bereitgestellt. 
Beispiele für Einzelprojekte sind: 
> für den Seebereich das Projekt „E4Ships“  
> für den Binnenbereich das Projekt Fahrgastschiff Alsterwasser (Hamburg) 
 
Der wesentliche Vorteil der Technologie liegt darin, dass sowohl Lärm- als auch Vibrations- 
und Luftschadstoffemissionen de facto vollständig vermieden werden. Zur Zeit stehen dem 
als Nachteil gegenüber: 
> der ungenügende Wirkungsgrad 
> eine fehlende Infrastruktur 
> die begrenzte Lebensdauer 
> ein noch nicht ausreichendes Kosten/Nutzen-Verhältnis 
 
Für die Binnenschifffahrt könnte dieses Technologie interessant sein: 
> langfristig als Alternative für den Hauptantrieb in der Güterschifffahrt 
> mittelfristig als Hilfsantrieb (z.B. für Generatoren) 





Der Abgasnachbehandlung wird bei der Umsetzung zukünftiger Emissionsgrenzwerte neben 
der Optimierung der Motoren eine zentrale Bedeutung zukommen. 
Hierbei zu nennen sind für Dieselmotoren insbesondere der Dieselpartikelfilter zur drasti-
schen Reduzierung der Partikelemissionen (> 90 %) und der SCR-Katalysator zur deutlichen 
Minderung der NOx-Emissionen (> 70 %).  
Bei beiden Systemen gibt es eine Reihe von Fragestellungen, die insbesondere auch für die 



























 a) Dieselpartikelfilter: 
> die Abscheidung von Partikeln im Filtermedium einschließlich möglicher Nebenef-
fekte (Diffusionseffekt für kleine Partikel; Trägheitseffekt für große Partikel und 
Sperreffekte) 
> die Abhängigkeit dieser Effekte (u. a. abhängig von Partikelmasse, –durchmesser,  
–geschwindigkeit und Substrateigenschaften) 
> die Regeneration (beim Filter ist die Herausforderung nicht die Abscheiderate, son-
dern die Regeneration (Art der Regenration (aktiv/passiv), Häufigkeit, Stabilität, 
etc.) 
> Abgasgegendruck und Temperaturfenster können zum Problem werden (passive Re-
generation ohne Additiv 450 °C bis 600 °C, mit Additiv ab 250 °C) 
 
b) SCR-Katalysator: 
> beim Umgang mit dem Reagens (mittels Harnstoff wird NOx abgebaut) ergeben sich 
u. a. diese Fragestellungen:  
- zusätzliche Tanks  
- Frostschutz und  
- eventueller Ammoniakschlupf 
> die Einhaltung der technologiebedingt vorgegebenen Temperaturfenster (i. d. R. 200 °C 
bis 400°C), wobei hier hinsichtlich der Binnenschifffahrt der Teillastbetrieb besonders 
problematisch ist 
 
Gerade bei der Weiterentwicklung der SCR-Katalysator-Systeme konnten jedoch in den letz-
ten Jahren große Fortschritte erreicht werden. So werden heute schon Reduktionsraten von 
über 80 % bei Systemen ohne Sperrkatalysator bzw. sogar über 90 % bei geregelten Syste-
men erreicht, wobei letztere dann allerdings einen NOx- oder NH3-Sensor benötigen. 
Der Vollständigkeit halber sei noch auf NOx-Speicherkatalysatoren, Oxidationkatalysatoren 
sowie Kombisysteme verwiesen, ohne hier näher darauf einzugehen, da sie für den Anwen-
dungsbereich der Binnenschifffahrt nicht oder nur wenig im Fokus stehen. 
 
5.5.2 F&E Vorhaben des BMVBS „Erprobung von Partikelfiltern für den Einsatz in der 
         Binnenschifffahrt“ 
5.5.2.1 Veranlassung 
Wie unter Punkt 3.1 dargelegt, sollen um 2016 die Grenzwerte für die Partikelemission derart 
verschärft werden, dass nach heutiger Kenntnis der Einsatz von Dieselpartikelfiltern auch auf 
Binnenschiffen unumgänglich wird. 
Zur Vorbereitung eines solchen Schrittes hat das BMVBS 2006 ein bis 2010 dauerndes F&E 
Vorhaben initiiert, mit dem geprüft werden soll, ob und unter welchen Bedingungen Partikel-
filter in der Binnenschifffahrt einsetzbar sind, dies unter Berücksichtigung der speziellen 
Belange des Einsatzes in Binnenschiffen. Dazu gehören u. a.: 
> ein sehr langer Dauerbetrieb 
> ein langer Betrieb im unteren Lastfeld des Motors sowie 









5.5.2.2 Zu erreichendes Ziel/erwartetes Ergebnis  
Im Ergebnis des Vorhabens erwartet das BMVBS konkrete Aussagen zu  
> den Möglichkeiten der Schadstoffminderung 
> den Randbedingungen beim Einbau und der Wartung  
> dem Langzeitverhalten und  
> der Funktionsüberprüfung  
eines Partikelfilters in einem Binnenschiff, sowie ggf. 
> einen Vorschlag für entsprechende Vorschriften und/oder 
> Anpassungen von Partikelfiltern durch die Industrie für den Einsatz in Binnenschiffen 
 
5.5.2.3 Am Vorhaben Beteiligte 
Die Untersuchungen erfolgen in Zusammenarbeit von  
> BMVBS (Projektleitung) 
> Germanischer Lloyd Hamburg (Projektkoordinator) 
> vier Binnenschiffen, d. h. dem Binnenschiffsgewerbe (MSG eG, Würzburg, Rhenus Part-
nerShip GmbH & Co. KG, Duisburg, MS LEA, Frank Fischer Berlin, Saarbrücker Per-
sonenschifffahrt Günter Emmer GmbH) 
> drei Partikelfilterherstellern (Energietechnik Bremen GmbH Bremen, GREENTOP Air-
condition and Filtersystems GmbH Neu-Anspach; Hug Engineering GmbH Magdeburg) 
> einem Motorenhersteller (MTU Friedrichshafen GmbH) 
> einem anerkannten technischen Dienst (TÜV NORD Mobilität GmbH, IFM - Institut für 
Fahrzeugtechnik und Mobilität Essen) 
> einem Sachverständigen (Herr Prof. Zikoridse, Hochschule für Technik und Wirtschaft 
Dresden, Geschäftsführer Förderkreis Abgasnachbehandlungstechnologien für Dieselmo-
toren e. V.) 
 
5.5.2.4 Zu lösende F&E Fragestellungen 
Im Rahmen des Vorhabens werden u. a. untersucht: 
> der geeignete Filtertyp 
> eine geeignete Anordnung 
> das Verhalten unter den genannten Einsatzbedingungen 
> der Einfluss auf den Motor 
> die erreichbare Abgasreduktion 
> die Wirkung auf den Kraftstoffverbrauch 
> das Regenerationsverhalten 
> die Wirkung auf die weiteren Abgaskomponenten 
> mögliche positive Nebeneffekte wie Schalldämpfung 
 
5.5.2.5 Erste Ergebnisse 
Das Projekt zeigt eindeutig die Notwendigkeit solcher Vorabuntersuchungen. Für die Bin-


































Abb. 9:  DPF-Einbau auf einem          Abb. 10:  DPF-Einbau auf begrenztem 
               Motorgüterschiff (GMS)             Raum in einem GMS 
 
> die Auslegung des Filters in Abhängigkeit zum Motor und in Abhängigkeit von den be-
grenzten Einbaubedingungen (insbesondere von Bedeutung bei der Nachrüstung eines 
Schiffes) 
> die hohe Wärmeabstrahlung (aufgrund der Größen der Filter und der begrenzten Einbau-
bedingungen) 
> die Stromversorgung (Bordversorgungen von Schiffen weisen erhebliche Frequenzab-
weichungen sowie Spannungsspitzen und Einbrüche auf, die insbesondere die Steuer-
elektronik der Filter erheblich beeinflussen.) 
> die Regeneration im Teillastbereich (Frage des Filtertyps) 
> die Funktionsfähigkeit im Bypassbetrieb (insbesondere die Einhaltung der geforderten 
Abscheiderate) 
> der Lärm im Bypassbetrieb 
> der unbefugte Bypassbetrieb und Vorkehrungen dagegen 
> die Wartungsfreundlichkeit der Geräte unter komplizierten Einbaubedingungen (kein 
Freisetzen schädlicher Substanzen an Bord) 
> Wartungshäufigkeit (aufgrund der hohen Kosten und des Aufwandes) 
> Bedien- und Anzeigemöglichkeiten (wo, was, wie viel) 
> die Überprüfung der Werte durch Messungen (an Bord Diagnostik) 










5.5.2.6 Andere Pilotprojekte mit Einsatz von Abgasnachbehandlungssytemen  
            auf Binnenschiffen 
5.5.2.6.1 Cleanest Ship 
Cleanest Ship ist ein Projekt der Energiegesellschaft BP Group in Zusammenarbeit mit dem 
europäischen Projekt Creating, mit dem die Funktionsfähigkeit von Abgasnachbehandlungs-
systemen (Dieselpartikelfilter und SCR-Katalysator) auf einem neu gebauten Binnenschiff 
demonstriert werden soll. Es soll der Nachweis erbracht werden, dass das Schiff Emissions-
werte erreicht, die denen moderner Nutzfahrzeuge (Abgasgrenzwertstufe V) entsprechen. 
Voraussetzung für den Betrieb der Systeme ist der Einsatz von schwefelarmen Kraftstoff 
(Schwefelgehalt ≤ 10 ppm). Auch hiermit wird ein Beitrag zur Steigerung der Umweltfreund-
lichkeit geleistet. 
Dieses Projekt wurde im November 2007 gestartet. Das Schiff verkehrt zwischen Antwerpen 
und Rotterdam, einer Route, die den Einsatz des schwefelarmen Kraftstoffes schon heute 
ermöglicht. 
Weitere Einzelheiten werden im Internet (http://www.cleanestship.eu/charttemp) veröffent-
licht.  
 
5.5.2.6.2 Dieselpartikelfilter für Fahrgastschiffe (FGS) Projekt Berliner Senat 
Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt- und Verbraucherschutz des Landes Berlin hat 
in 2008 einen „Praxistest Partikelfilter auf Berliner Fahrgastschiffen“ begonnen. Der Test soll 
zeigen, dass die Nachrüstung mit Partikelfiltern auch für Schiffe der Berliner Fahrgastschiffs-
flotte technisch und finanziell machbar ist. Dazu wurden drei FGS mit gleichartiger Motori-
sierung mit unterschiedlichen Partikelfiltern ausgerüstet. Die Schiffe gingen 2009 in Betrieb. 
Nähere Einzelheiten können bei der Senatsverwaltung erfragt werden. 
 
6 Zusammenfassung und Ausblick 
Im immer stärker werdenden Umweltbewusstsein werden zunehmend auch die Emissionen 
(Lärm und Luftschadstoffe), die durch die Binnenschifffahrt verursacht werden, wahrge-
nommen und hinterfragt. Obwohl die Binnenschifffahrt als ökologisch vorteilhafter Ver-
kehrsträger gilt, könnte sie diesen Anspruch verlieren, wenn hier nicht – ähnlich wie in den 
anderen Verkehrsbereichen – neue Anstrengungen unternommen werden, um den ökologi-
schen Aspekt weiter zu stärken. 
Dieser Herausforderung stellen sich sowohl die Binnenschifffahrt als auch die für den not-
wendigen rechtlichen Rahmen Verantwortlichen auf europäischer und nationaler Ebene. 
Vorliegende Betrachtung zeigt diese Anstrengungen auf und verdeutlicht zudem, dass es 
nicht nur um rechtliche Rahmenbedingungen gehen kann, sondern dass auch Forschung und 
Förderung wichtige Beiträge sind, um das Ziel einer immer umweltfreundlicheren Binnen-
schifffahrt zu erreichen. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
stellt sich hier seiner Verantwortung und ist zu einem Motor für die Weiterentwicklung auf 
diesem Gebiet geworden. Die in diesem Beitrag aufgezeigten Initiativen belegen dies und 
sollen auch eine Anregung sein, hier in einen gesellschaftlichen Konsens einzutreten und 
auch von Seiten der Industrie und der Binnenschifffahrt die Entwicklung mit neuen innovati-











3. BImSchV: Dritte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe) 
vom 24. Juni 2002 (BGBl. I S. 2243), die durch die Verordnung vom 3. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1720, (3140)) geändert worden ist 
BinSchAbgasV: Verordnung über die Begrenzung von Abgasemissionen aus Dieselmotoren 
in der Binnenschifffahrt (Binnenschiffs-Abgasemissionsverordnung) vom 20. August 
2005 (BGBl. I S. 2487), die durch Artikel 3 § 14 der Verordnung vom 19. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2868) geändert worden ist 
BinSchStrO: Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung vom 8. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3148 (An-
lageband), 3317 1999 (I 159)), die durch Artikel 3 Nummer 3 der Verordnung vom 
19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2868) geändert worden ist 
BinSchUO: Verordnung über die Schiffssicherheit in der Binnenschiffahrt (Binnenschiffsun-
tersuchungsordnung) vom 6. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2450) 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS): Nationales Verkehrs-
lärmschutzpaket II „Lärm vermeiden – vor Lärm schützen“ vom 27. August 2009, 
http://www.bmvbs.de/Anlage/original_1097019/Nationales-Verkehrslaerm-schutzpaket-II.pdf  
DonauSchPV: Donauschifffahrtspolizeiverordnung vom 27. Mai 1993 (BGBl. I S. 741), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2868) 
Germanischer Lloyd: Bericht Nr. FM 98.121 „Entwicklungspotential von Binnenschiffsmoto-
ren zur Reduktion von Schadstoffen“. Hamburg, 1998. 
GRÜTTNER, F. R. MOECK, K. WEHNER, M. BIALLAS, C. KUROK, E. ULRICH: Erarbeitung von 
Verfahren zur Ermittlung der Luftschadstoffemissionen von in Betrieb befindlichen 
Binnenschiffsmotoren, FE Vorhaben Nr. BfG/M44/2001/968/1142/6/00 der Bundes-
anstalt für Gewässerkunde, im Auftrag der BfG, Hohen Luckow 11/2001 
MOECK, R.: Untersuchungen der Verträglichkeit schwefelarmer Kraftstoffe (Schwefelanteil 
kleiner 10 ppm), ggf. mit biogenem Anteil bei älteren in Betrieb befindlichen Bin-
nenschiffsmotoren – Abschlussbericht; FE Vorhaben Nr.30.0331/2007 Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung; Hohen Luckow, 08/2007 
RheinSchPEV: Verordnuing zur Einführung der Rheinschifffahrtspolizeiverordnung vom 19. 
Dezember 1994 (BGBl. II S. 3816), zuletzt geändert durch Verordnung zur Einfüh-
rung der Verordnung über die Schiffsicherheit in der Binnenschifffahrt vom 19. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2868) 
RheinSchUO: Rheinschiffsuntersuchungsordnung, Hrsg. Zentralkommission für die Rhein-
schifffahrt, 1995, Ausgabe 2000 
Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1997 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden Par-
tikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte, Amtsblatt der 









Richtlinie 2004/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen der Be-
kämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden Par-
tikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Motoren und Geräte, Amtsblatt der EU, 
L 225, S. 3-105 
Richtlinie 2006/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
über die technischen Vorschriften für Binnenschiffe und zur Aufhebung der Richtli-
nie 82/714/EWG des Rates, Amtsblatt der EU, L 389, S. 1-260 
Richtlinie 2009/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur 
Änderung der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Spezifikationen für Otto-, 
Diesel- und Gasölkraftstoffe und die Einführung eines Systems zur Überwachung 
und Verringerung der Treibhausgasemissionen sowie zur Änderung der Richtlinie 
1999/32/EG des Rates im Hinblick auf die Spezifikationen für von Binnenschiffen 
gebrauchte Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 93/12/EWG, Amtsblatt der 
EU, L 140, S. 88-113 
 
Links: 
FAD – Broschüren (http://www.fad-diesel.de) 
F&E-Vorhaben BMVBS:  
http://www.bmvbs.de/Verkehr/Wasser-,1466.1082652/Erprobung-von-Partikelfiltern-.htm 
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träglichkeit schwefelarmer Kraftstoffe 
(Schwefelanteil kleiner 10 ppm), ggf. mit 










Werkzeug zur Prognose der Schallimmissionen 
an Binnenwasserstraßen 






Die Bewohner von Siedlungsgebieten an Wasser-
straßen können von Geräuschen der Schifffahrt 
und von Wasserbaugeräuschen gestört werden. 
Die Grenzen zulässiger Geräuschimmissionen 
werden durch verschiedene Regelwerke vorgege-
ben. Für die Planung von baulichen und verkehrs-
technischen Veränderungen an Wasserstraßen, 
Schiffsschleusenanlagen und Liegestellen 
einschl. der dafür durchzuführenden Bautätigkei-
ten ist es daher erforderlich, Geräuschimmis-
sionen im Voraus zu berechnen und deren Wirkung unter Berücksichtigung der Geräusch-
vorbelastung zu beurteilen.  
Die Anleitung zur Berechnung der Luftschallausbreitung an Bundeswasserstraßen (ABSAW, 
BfG 2003) beschreibt das anzuwendende Berechnungsverfahren, das in der Software IMMI 
bei der Modellbildung und Ausbreitungsberechnung eingesetzt wird und dessen Ergebnisse 




Die Anleitung zur Berechnung der Luftschallausbreitung an Bundeswasserstraßen beschreibt 
ein Berechnungsverfahren zur quantitativen Darstellung der Ausbreitung von Geräuschen der 
Schifffahrt. Einbezogen sind Schiffsschleusen, Schiffshebewerke, Schutz- und Sicherheits-
häfen sowie Liege- und Wartestellen. 
Für verschiedene Schiffstypen (Fracht, Fahrgast, Sport/Freizeit) in klassifizierten Fahrsitua-
tionen (freie Fahrt, An-/Abfahrt, Liegestelle u. a.) werden typische Schallleistungspegel  
benannt (vgl. Tabelle 1), die den Wasserstraßenbereichen zugewiesen werden. Fahr- und 
Gewässerfließgeschwindigkeiten, Maschinenraumzustände und andere Einflüsse werden 










 Tabelle 1 












Die Ausbreitung der Emissionen wird mit dem Verfahren „lange, gerade“ Fahrrinne und dem 
Teilstückverfahren unter Berücksichtigung von Abschirmung (vgl. Abb. 1), Reflexion und 
Geländeeinflüssen berechnet. 
 
Abb. 1: Abschirmung an Beugungskante (Quelle: ABSAW) 
 
Die Anleitung lehnt sich eng an die entsprechenden Richtlinien für die Straße (RLS-90) und 
die Schiene (Schall03) an. 
 
2.2 IMMI/ABSAW 
Die Software IMMI ist eine Komplettlösung für die Berechnung, Darstellung und Analyse 
von Lärm und Luftschadstoffen aller Verkehrsarten und beliebiger Quellen aus Gewerbe, 
Sport und Freizeit. In IMMI/ABSAW sind sämtliche Werkzeuge der Anleitung umgesetzt 
und nutzbar. 
Für die Durchführung einer Ausbreitungsberechnung werden zunächst die Grunddaten Lage-
plan, Geländehöhen und abschirmende Bauwerke in ein Berechnungsmodell übernommen. 
Die Geometrien der Geräuschquellen der Wasserstraßenbereiche (Fahrrinne, Schleuse u. a.) 
werden auf dem Lageplan digitalisiert oder aus anderen Plansystemen importiert (s. Abb. 2). 
Nach Angabe der Verkehrsmengen für jeden Schiffstyp werden die resultierenden Emissio-
nen für die Berechnung automatisch erzeugt. 
In einem vorzugebenden Berechnungsgebiet werden die Beurteilungspegel berechnet und in 





















Abb. 2:  
IMMI-Berechnungsmodell mit 
Fahrrinnen (rot), An-/Abfahrstrecken 


















Abb. 3:  
Beurteilungspegel der Schallimmis-
sionen der Wasserstraße 
 
 
2.2 IMMI/Baulärm und Landverkehr 
Veränderungen an Wasserstraßen und zugeordneten Einrichtungen sind häufig mit lärminten-
siven Bautätigkeiten verbunden. Die relevanten Baulärmquellen können in IMMI mit ihren 
Einwirkzeiten und –orten detailliert modelliert werden. Eine Ausbreitungsberechnung dient 
als Grundlage der Beurteilung des Baulärms nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 










 Für die Berücksichtigung einer Vorbelastung oder die gemeinsame Betrachtung der Wasser-
verkehrs-Geräuschimmissionen mit den Immissionen aus Straßen und Schienenverkehr (vgl. 
Abb. 2) können Ausbreitungsberechnungen auch nach RLS-90 (Straße) und Schall03 (Schie-
ne) vorgenommen werden. Eine ausführliche Anleitung ist in den Empfehlungen für die 
Durchführung schalltechnischer Untersuchungen als Teil der wasserbaulichen Planung 
(BMVBS 2006) dokumentiert. 
 
3 Anwendung 
In Umweltverträglichkeits- und Raumverträglichkeitsstudien sind schalltechnische Untersu-
chungen Teil der Verträglichkeitsprüfung für das Schutzgut Mensch. In diesem Zusammen-
hang sind die Geräuschimmissionen, die als Folge von Wasserbaumaßnahmen prognostiziert 
werden, auf die Einhaltung der Grenz-, Richt- bzw. Orientierungswerte zu überprüfen. Die 
erforderlichen Berechnungen erfolgen nach der Anleitung ABSAW. 
Im Umfeld bestehender Wasserstraßen kann im Rahmen der Flächennutzungs- oder Bauleit-
planung durch eine Ausbreitungsberechnung geprüft werden, in welchen Bereichen wohn-
bauliche Nutzungen an der Wasserstraße ausgewiesen werden können. 
Neben der Berechnung von Baulärmimmissionen für eine Beurteilung nach AVV Baulärm 
können die Berechnungsmodelle auch der Planung und Dimensionierung und von Lärmmin-
derungsmaßnahmen dienen. Problematische Lärmquellen können zunächst rechnerisch durch 
Schallschutzwände abgeschirmt oder durch geeignete Positionierung von empfindlichen Im-
missionsorten ferngehalten werden.  
Wasserbaumaßnahmen finden häufig großes Interesse in der Öffentlichkeit. Wesentlicher 
Bestandteil einer effektiven Öffentlichkeitsarbeit ist eine nachvollziehbare und verständliche 
Dokumentation der Planung. Ergänzend zu Schallimmissionsplänen des Planfalls können mit 
IMMI/ABSAW übersichtliche Pegeldifferenzkarten (vorher-nachher) oder Karten der Grenz-
wertunterschreitung erzeugt werden, die ggf. zu einer verbesserten Projektakzeptanz bei den 
Anwohnern führen. 
Die Geräuschemissionen von Seeschiffen werden von der Anleitung ABSAW bisher nicht 
berücksichtigt. Unter Zuhilfenahme von Emissionsdaten zusätzlicher Studien oder Messun-
gen können die Emissionsparameter in IMMI/ABSAW entsprechend angepasst werden. Dies 
ermöglicht eine Berechnung in Anlehnung an ABSAW z. B. im Umfeld des Nord-Ostsee-
Kanals. 
 
4 Zusammenfassung und Ausblick 
Die Anleitung zur Berechnung der Luftschallausbreitung an Bundeswasserstraßen ABSAW 
beschreibt ein Berechnungsverfahren zur quantitativen Darstellung der Ausbreitung von Ge-
räuschen der Schifffahrt im Binnenbereich. Die Software IMMI ermöglicht auf der Grundla-
ge dieser Anleitung die rechnergestützte Erstellung einfacher und komplexer Berechnungs-
modelle von Wasserbaumaßnahmen und Wasserbaustellen. Mit der Berechnung und Darstel-
lung von resultierenden Geräuschimmissionen wird die Einhaltung von Grenz-, Richt- und 









Die Einschränkung auf den Binnenbereich lässt keine Untersuchung von Geräuschimmissio-
nen aus Seeschifffahrtsverkehr nach ABSAW zu. Am Nord-Ostsee-Kanal oder an den Zu-
fahrten zu Seehäfen besteht jedoch Bedarf an diesen Untersuchungen. Gleichzeitig liegen 
heute umfangreiche Messergebnisse von Seeschifffahrtsimmissionen vor. Es ist daher vorge-
sehen, die Daten der Seeschiffe in eine erweiterte Berechnungsanleitung und ein entspre-
chend erweitertes IMMI-Berechnungsmodul zu integrieren. 
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